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1 2 0 . Die Satzung der Vereinten Nationen und das Statut des Internationalen Gerichtshofes.

120.

Nachdem der Nationalrat seine Zustimmung zu dem Beitritt der Republik Österreich zu den
Vereinten Nationen erteilt und die Satzung der Vereinten Nationen sowie das Statut des Inter-
nationalen Gerichtshofes verfassungsmäßig genehmigt hat, erklärt der Bundespräsident der Republik
Österreich, dieser Satzung und diesem Statut namens der Republik Österreich beizutreten und ver-
spricht in deren Namen die gewissenhafte Erfüllung der in der Satzung und in dem Statut ent-
haltenen Bestimmungen.

Die Satzung der Vereinten Nationen und das Statut des Internationalen Gerichtshofes lauten:

(Übersetzung)

DIE SATZUNG DER VER-
EINTEN NATIONEN.

WIR, DIE VÖLKER DER
VEREINTEN NATIONEN,

ENTSCHLOSSEN,

Die kommenden Genera-
tionen vor der Geißel des
Krieges zu bewahren, die zwei-
mal zu unseren Lebzeiten unsäg-
liches Leid über die Menschheit
gebracht hat, und

Den Glauben an grundlegende
Menschenrechte, an Würde und
Wert der menschlichen Person
und an die Gleichberechtigung
von Mann und Frau und von
großen und kleinen Nationen
erneut zu bekräftigen und

Bedingungen zu schaffen,
unter denen Gerechtigkeit und
Achtung der Verpflichtungen,
die auf Verträgen oder anderen
Quellen des Völkerrechtes be-
ruhen, gewährleistet werden
kann und

Sozialen Fortschritt und bes-
sere Lebensbedingungen bei
größerer Freiheit zu fördern

UND FÜR DIESE ZWECKE

Toleranz zu üben und als gute
Nachbarn in Frieden miteinan-
der zu leben und
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Unsere Macht zu vereinen,
um den Weltfrieden und die
internationale Sicherheit auf-
rechtzuerhalten und

Durch die Annahme von
Grundsätzen und die Schaffung
entsprechender Methoden sicher-
zustellen, daß Waffengewalt
nicht zur Anwendung komme,
es sei denn im Interesse des Ge-
meinwohles, und

Internationale Organisationen
heranzuziehen, um den wirt-
schaftlichen und sozialen Fort-
schritt aller Völker zu fördern,

HABEN BESCHLOSSEN,
UNSERE ANSTRENGUNGEN
ZU VEREINEN, UM DIESE

ABSICHTEN
ZU ERREICHEN.

Dementsprechend haben sich
unsere Regierungen durch ihre
in der Stadt San Francisco ver-
sammelten Vertreter, die ihre
in guter und gehöriger Form
befundenen Vollmachten vorge-
wiesen haben, auf die vor-
liegende Satzung der Vereinten
Nationen geeinigt und errichten
hiermit eine internationale Or-
ganisation, die den Namen Ver-
einte Nationen tragen soll.

K a p i t e l I.

Ziele und Grundsätze.

Artikel 1.

Die Ziele der Vereinten Na-
tionen sind:

1. Den Weltfrieden und die
internationale Sicherheit auf-
rechtzuerhalten und zu diesem
Zweck: wirksame Kollektiv-
maßnahmen zu ergreifen, um
Bedrohungen des Friedens vor-
zubeugen und sie zu beseitigen
und um Angriffshandlungen
und andere Friedensbrüche zu
unterdrücken, sowie durch fried-
liche Mittel und in Überein-
stimmung mit den Grundsätzen
der Gerechtigkeit und des
Völkerrechts die Ordnung und
Regelung internationaler Streit-
fälle oder solcher Situationen zu
erzielen, die zu einem Friedens-
bruch führen könnten;

2. Freundschaftliche Bezie-
hungen zwischen den Nationen
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zu entwickeln, gegründet auf die
Achtung des Grundsatzes der
Gleichberechtigung und des
Selbstbestimmungsrechtes der
Völker-, sowie entsprechende an-
dere Maßnahmen zu ergreifen,
um den Weltfrieden zu festigen;

3. Internationale Zusammen-
arbeit zu erzielen, um inter-
nationale Probleme wirtschaft-
licher, sozialer, kultureller oder
humanitärer Art zu lösen und
die Achtung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten für
jedermann ohne Unterschied
von Rasse, Geschlecht, Sprache
oder Religion zu fördern und
zu festigen;

4. Ein Zentrum zu sein, um
die Maßnahmen der Nationen
zur Erreichung dieser gemein-
samen Ziele in Einklang zu
bringen.

Artikel 2.

Die Organisation und ihre
Mitglieder sollen in Verfolgung
der in Artikel 1 festgesetzten
Ziele gemäß folgenden Grund-
sätzen vorgehen:

1. Die Organisation ist auf
dem Grundsatz der souveränen
Gleichheit aller ihrer Mitglieder
aufgebaut.

2. Alle Mitglieder erfüllen
nach Treu und Glauben die von
ihnen gemäß der vorliegenden
Satzung übernommenen Ver-
pflichtungen, um jedem einzel-
nen von ihnen die sich aus
der Mitgliedschaft ergebenden
Rechte und Vorteile zu sichern.

3. Alle Mitglieder regeln ihre
internationalen Streitfälle mit
friedlichen Mitteln auf solche
Weise, daß der Weltfriede, die
internationale Sicherheit und die
Gerechtigkeit nicht gefährdet
werden.

4. Alle Mitglieder enthalten
sich in ihren internationalen
Beziehungen der Drohung mit
Gewalt oder der Gewaltanwen-
dung, die gegen die territoriale
Unversehrtheit oder die poli-
tische Unabhängigkeit irgend-
eines Staates gerichtet oder
sonst mit den Zielen der Ver-
einten Nationen unvereinbar
ist.
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5. Alle Mitglieder gewähren
den Vereinten Nationen bei
jeder von diesen gemäß der vor-
liegenden Satzung ergriffenen
Maßnahme jede Unterstützung
und enthalten sich, irgendeinem
Staat Hilfe zu leisten, gegen den
die Vereinten Nationen Präven-
tivmaßnahmen oder Zwangs-
maßnahmen ergreifen.

6. Die Organisation trägt
dafür Sorge, daß Staaten, die
nicht Mitglieder der Vereinten
Nationen sind, gemäß diesen
Grundsätzen handeln, soweit
dies zur Aufrechterhaltung des
Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit notwendig
ist.

7. Keine Bestimmung der
vorliegenden Satzung berechtigt
die Vereinten Nationen, in An-
gelegenheiten einzugreifen, die
ihrem Wesen nach in die inner-
staatliche Zuständigkeit jedes
Staates gehören, oder verpflich-
tet die Mitglieder, solche An-
gelegenheiten der in der vor-
liegenden Satzung vorgesehenen
Regelung zu unterwerfen;
dieser Grundsatz beeinträchtigt
aber in keiner Weise die An-
wendung der in Kapitel VII
vorgesehenen Zwangsmaßnah-
men.

K a p i t e l II.

Mitgliedschaft.

Artikel 3.

Ursprüngliche Mitglieder der
Vereinten Nationen sind die
Staaten, welche an der Konfe-
renz der Vereinten Nationen
über Internationale Organisa-
tion in San Francisco teilgenom-
men oder vorher die Erklärung
der Vereinten Nationen vom
1. Jänner 1942 unterzeichnet
haben, und welche die vor-
liegende Satzung unterzeichnen
und gemäß Artikel 110 ratifi-
zieren.

Artikel 4.

1. Die Mitgliedschaft der Ver-
einten Nationen steht allen
anderen friedliebenden Staaten
offen, welche die in der vor-
liegenden Satzung enthaltenen
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Verpflichtungen auf sich neh-
men und nach dem Urteil der
Organisation fähig und gewillt
sind, diese Verpflichtungen zu
erfüllen.

2. Die Zulassung eines solchen
Staates zur Mitgliedschaft der
Vereinten Nationen erfolgt auf
Empfehlung des Sicherheitsrates
durch Beschluß der Generalver-
sammlung.

Artikel 5.

Ein Mitglied der Vereinten
Nationen, gegen das vom
Sicherheitsrat Präventivmaß-
nahmen oder Zwangsmaßnah-
men ergriffen worden sind,
kann auf Empfehlung des
Sicherheitsrates durch die Gene-
ralversammung von der Aus-
übung seiner Rechte und Privi-
legien aus der Mitgliedschaft
suspendiert werden. Die Aus-
übung dieser Rechte und Privi-
legien kann durch den Sicher-
heitsrat wiederhergestellt wer-
den.

Artikel 6.

Ein Mitglied der Vereinten
Nationen, das die in der vor-
liegenden Satzung enthaltenen
Grundsätze beharrlich verletzt,
kann auf Empfehlung des
Sicherheitsrates durch die Gene-
ralversammlung aus der Organi-
sation ausgeschlossen werden.

K a p i t e l III.

Organe.

Artikel 7.

1. Als Hauptorgane der Ver-
einten Nationen werden ge-
schaffen: eine Generalversamm-
lung, ein Sicherheitsrat, ein
Wirtschafts- und Sozialrat, ein
Treuhandschaftsrat, ein Inter-
nationaler Gerichtshof und ein
Sekretariat.

2. Gemäß der vorliegenden
Satzung können Hilfsorgane ge-
schaffen werden, die sich als
notwendig erweisen.

Artikel 8.

Die Vereinten Nationen be-
schränken in keiner Weise die
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Auswahl von Männern und
Frauen, die, völlig gleichberech-
tigt, jede Stellung in den
Haupt- und Hilfsorganen der
Vereinten Nationen bekleiden
können.

K a p i t e l IV.

Die Generalversammlung.

Zusammensetzung.

Artikel 9.

1. Die Generalversammlung
besteht aus allen Mitgliedern
der Vereinten Nationen.

2. Kein Mitglied hat mehr
als fünf Vertreter in der Gene-
ralversammlung.

Funktionen und Befugnisse.

Artikel 10.

Die Generalversammlung
kann alle Fragen oder Angele-
genheiten erörtern, die in den
Rahmen der vorliegenden
Satzung fallen oder die Befug-
nisse und Funktionen irgend-
eines in der vorliegenden
Satzung vorgesehenen Organs
betreffen, und kann über alle
solche Fragen und Angelegen-
heiten Empfehlungen an die
Mitglieder der Vereinten Na-
tionen oder an den Sicherheits-
rat oder an beide richten mit
der in Artikel 12 vorgesehenen
Ausnahme.

Artikel 11.

1. Die Generalversammlung
kann die allgemeinen Grund-
sätze für die Zusammenarbeit
zur Aufrechterhaltung des
Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit, einschließ-
lich der Grundsätze für die Ab-
rüstung und die Regelung von
Rüstungen, erwägen und kann
hinsichtlich solcher Grundsätze
Empfehlungen an die Mitglieder
oder an den Sicherheitsrat oder
an beide richten.

2. Die Generalversammlung
kann alle Fragen erörtern,
welche die Aufrechterhaltung
des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit betreffen
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und die ihr von einem Mitglied
der Vereinten Nationen oder
vom Sicherheitsrat oder gemäß
Artikel 35, Absatz 2, von einem
Staat, der nicht Mitglied der
Vereinten Nationen ist, vor-
gelegt werden. Bezüglich aller
solcher Fragen kann sie Empfeh-
lungen an den betreffenden
Staat oder an die betreffenden
Staaten oder an den Sicherheits-
rat oder an beide richten, mit
der in Artikel 12 vorgesehenen
Ausnahme. Jede solche Frage,
die Maßnahmen nötig macht,
wird von der Generalversamm-
lung vor oder nach der Erörte-
rung an den Sicherheitsrat
überwiesen.

3. Die Generalversammlung
kann die Aufmerksamkeit des
Sicherheitsrates auf Situationen
lenken, die geeignet sind, den
Weltfrieden und die internatio-
nale Sicherheit zu gefährden.

4. Die in diesem Artikel an-
geführten Befugnisse der Gene-
ralversammlung beschränken
die allgemeine Zielsetzung des
Artikels 10 nicht.

Artikel 12.

1. Solange der Sicherheitsrat
hinsichtlich irgendeines Streit-
falles oder irgendeiner Situation
die ihm in der vorliegenden
Satzung zugewiesenen Funktio-
nen ausübt, darf die General-
versammlung bezüglich dieses
Streitfalles oder dieser Situation
keine Empfehlungen erstatten,
es sei denn, daß der Sicherheits-
rat sie dazu auffordert.

2. Der Generalsekretär ver-
ständigt mit Zustimmung des
Sicherheitsrates die Generalver-
sammlung bei jeder Tagung
von allen Angelegenheiten, die
den Weltfrieden und die inter-
nationale Sicherheit betreffen
und vom Sicherheitsrat behan-
delt werden, und verständigt
desgleichen die Generalver-
sammlung oder, wenn die Ge-
neralversammlung nicht tagt,
die Mitglieder der Vereinten
Nationen, sobald der Sicher-
heitsrat diese Angelegenheiten
nicht mehr behandelt.
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Artikel 13.

1. Die Generalversammlung
veranlaßt Studien und erstattet
Empfehlungen zu dem Zweck:

a) Um die internationale Zu-
sammenarbeit auf politi-
schem Gebiet zu fördern
und die fortschreitende
Entwicklung des Völker-
rechtes und seine Kodifi-
kation zu begünstigen;

b) um die internationale Zu-
sammenarbeit auf wirt-
schaftlichem, sozialem,
kulturellem, erziehe-
rischem und gesundheit-
lichem Gebiet zu fördern
und am Wirksamwerden
der Menschenrechte und
Grundfreiheiten für jeder-
mann ohne Unterschied
von Rasse, Geschlecht,
Sprache oder Religion
mitzuwirken.

2. Die weiteren Pflichten,
Funktionen und Befugnisse der
Generalversammlung bezüglich
der oben in Absatz 1 b erwähn-
ten Angelegenheiten sind in den
Kapiteln IX und X angeführt.

Artikel 14.

Vorbehaltlich der Bestim-
mungen des Artikels 12 kann
die Generalversammlung Maß-
nahmen für die friedliche Ord-
nung jeder Situation empfehlen,
die sie ohne Rücksicht darauf,
wie sie entstanden ist, für ge-
eignet hält, die allgemeine
Wohlfahrt oder die freund-
schaftlichen Beziehungen zwi-
schen den Nationen zu beein-
trächtigen, einschließlich solcher
Situationen, die sich aus einer
Verletzung der Bestimmungen
der vorliegenden Satzung er-
geben, in denen die Ziele und
Grundsätze der Vereinten Na-
tionen angeführt sind.

Artikel 15.

1. Die Generalversammlung
erhält vom Sicherheitsrat Jah-
resberichte und Sonderberichte
und prüft sie; diese Berichte
enthalten einen Rechenschafts-
bericht über die Maßnahmen,
die der Sicherheitsrat zur Auf-
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rechterhaltung des Weltfriedens
und der internationalen Sicher-
heit beschlossen oder ergriffen
hat.

2. Die Generalversammlung
erhält Berichte von den anderen
Organen der Vereinten Natio-
nen und prüft sie.

Artikel 16.

Die Generalversammlung übt
hinsichtlich des internationalen
Treuhandschaftssystems die ihr
gemäß Kapitel XII und XIII zu-
gewiesenen Funktionen aus. Sie
genehmigt auch die Treuhand-
schaftsverträge für Zonen, die
nicht als strategische bezeichnet
sind.

Artikel 17.

1. Die Generalversammlung
prüft und genehmigt das Budget
der Organisation.

2. Die Ausgaben der Organi-
sation werden von den Mitglie-
dern in einem von der General-
versammlung festgesetzten Ver-
hältnis getragen.

3. Die Generalversammlung
prüft und genehmigt alle
Finanz- und Budgetabmachun-
gen mit den in Artikel 57 an-
geführten SpezialOrganisationen
und prüft auch die Budgets der
Verwaltung solcher Spezial-
organisationen, um an die be-
treffenden Organisationen Emp-
fehlungen zu richten.

Abstimmung.

Artikel 18.

1. Jedes Mitglied der Gene-
ralversammlung hat eine
Stimme.

2. Beschlüsse der Generalver-
sammlung über wichtige Fragen
werden mit Zweidrittelmehr-
heit der anwesenden und ab-
stimmenden Mitglieder gefaßt.
Zu diesen Fragen gehören:
Empfehlungen bezüglich der
Aufrechterhaltung des Weltfrie-
dens und der internationalen
Sicherheit, die Wahl der nicht-
ständigen Mitglieder des Sicher-
heitsrates, die Wahl der Mit-
glieder des Wirtschafts-, und
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Sozialrates, die Wahl der Mit-
glieder des Treuhandschafts-
rates gemäß Artikel 86, Ab-
satz 1 c, die Aufnahme neuer
Mitglieder in die Vereinten
Nationen, die Suspendierung
der Rechte und Privilegien der
Mitgliedschaft, der Ausschluß
von Mitgliedern, Fragen, betref-
fend die Handhabung des Treu-
handschaftssystems und Budget-
fragen.

3. Beschlüsse über andere
Fragen, einschließlich der Fest-
setzung weiterer Kategorien
von Fragen, die mit Zweidrittel-
mehrheit zu entscheiden sind,
werden mit einfacher Mehrheit
der anwesenden und abstim-
menden Mitglieder gefaßt.

Artikel 19.

Ein Mitglied der Vereinten
Nationen, das mit der Zahlung
seiner finanziellen Beiträge an
die Organisation im Rückstand
ist, hat kein Stimmrecht in der
Generalversammlung, wenn die
Höhe seines Rückstandes den
Betrag, der für die vorhergehen-
den zwei vollen Jahre fällig
war, erreicht oder übersteigt.
Die Generalversammlung kann
dessenungeachtet einem solchen
Mitglied das Stimmrecht ge-
währen, wenn sie überzeugt ist,
daß die Nichtzahlung auf Um-
stände zurückzuführen ist, über
die das Mitglied keine Macht
hat.

Verfahren.

Artikel 20.

Die Generalversammlung tritt
zu ordentlichen Jahrestagungen
und, wenn die Umstände dies
erfordern, zu außerordentlichen
Tagungen zusammen. Außer-
ordentliche Tagungen werden
auf Verlangen des Sicherheits-
rates oder der Mehrheit der
Mitglieder der Vereinten Natio-
nen vom Generalsekretär ein-
berufen.

Artikel 21.

Die Generalversammlung setzt
ihre eigene Geschäftsordnung
fest. Sie wählt für jede Tagung
ihren Präsidenten.
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Artikel 22.

Die Generalversammlung kann
die zur Ausübung ihrer Funk-
tionen für nötig erachteten
Hilfsorgane schaffen.

K a p i t e l V.

Der Sicherheitsrat.

Zusammensetzung.

Artikel 23.

1. Der Sicherheitsrat besteht
aus elf Mitgliedern der Verein-
ten Nationen. Die Republik
China, Frankreich, die Union
der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken, das Vereinigte König-
reich von Großbritannien und
Nordirland und die Vereinigten
Staaten von Amerika sind stän-
dige Mitglieder des Sicherheits-
rates. Die Generalversammlung
wählt sechs andere Mitglieder
der Vereinten Nationen zu
nichtständigen Mitgliedern des
Sicherheitsrates; dabei sind ge-
bührend zu berücksichtigen: in
erster Linie der Beitrag der Mit-
glieder der Vereinten Nationen
für die Aufrechterhaltung des
Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit und für
die anderen Ziele der Organisa-
tion, dann eine angemessene
Aufteilung in geographischer
Hinsicht.

2. Die nichtständigen Mit-
glieder des Sicherheitsrates
werden für einen Zeitraum von
zwei Jahren gewählt. Bei der
ersten Wahl der nichtständigen
Mitglieder sollen jedoch drei für
den Zeitraum eines Jahres ge-
wählt werden. Ein ausscheiden-
des Mitglied kann nicht unmit-
telbar wiedergewählt werden.

3. Jedes Mitglied des Sicher-
heitsrates hat einen Vertreter.

Funktionen und Befugnisse.

Artikel 24.

1. Um sofortige und wirk-
same Maßnahmen durch die
Vereinten Nationen zu ge-
währleisten, übertragen ihre
Mitglieder dem Sicherheitsrat
die Hauptverantwortung für die
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Aufrechterhaltung des Welt-
friedens und der internationa-
len Sicherheit und kommen
überein, daß der Sicherheitsrat
in Ausübung seiner Pflichten,
die sich aus dieser Verantwor-
tung ergeben, in ihrem Namen
handelt.

2. Der Sicherheitsrat handelt
bei der Erfüllung dieser Pflich-
ten gemäß den Zielen und
Grundsätzen der Vereinten
Nationen. Die besonderen Be-
fugnisse, die dem Sicherheitsrat
zur Erfüllung dieser Pflichten
eingeräumt werden, sind in den
Kapiteln VI, VII, VIII und XII
festgesetzt.

3. Der Sicherheitsrat legt der
Generalversammlung Jahresbe-
richte und, wenn nötig, Sonder-
berichte zur Prüfung vor.

Artikel 25.

Die Mitglieder der Vereinten
Nationen kommen überein, die
Beschlüsse des Sicherheitsrates
gemäß der vorliegenden Satzung
anzunehmen und durchzufüh-
ren.

Artikel 26.

Um die Begründung und
Aufrechterhaltung des Welt-
friedens und der internationalen
Sicherheit mit einem Mindest-
aufwand an Menschen und
wirtschaftlichen Mitteln für
Rüstungszwecke zu fördern, ist
der Sicherheitsrat verpflichtet,
unter Mitwirkung des im Ar-
tikel 47 angeführten General-
stabsausschusses für ein System
der Regelung der Rüstungen
Pläne auszuarbeiten, die den
Mitgliedern der Vereinten
Nationen vorzulegen sind.

Abstimmung.

Artikel 27.

1. Jedes Mitglied des Sicher-
heitsrates hat eine Stimme.

2. Beschlüsse des Sicherheits-
rates über Verfahrensfragen
werden mit Zustimmung von
sieben Mitgliedern gefaßt.
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3. Beschlüsse des Sicherheits-
rates über alle anderen Fragen
werden mit Zustimmung von
sieben Mitgliedern gefaßt, in-
begriffen die Zustimmung aller
ständigen Mitglieder; dabei ist
vorausgesetzt, daß bei Beschlüs-
sen gemäß Kapitel VI und ge-
mäß Artikel 52, Absatz 3, eine
an einem Streitfall beteiligte
Partei sich der Abstimmung
enthält.

Verfahren.

Artikel 28.

1. Der Sicherheitsrat ist so
einzurichten, daß er in der Lage
ist, seine Funktionen ständig
auszuüben. Jedes Mitglied des
Sicherheitsrates hat zu diesem
Zweck am Sitz der Organisation
jederzeit vertreten zu sein.

2. Der Sicherheitsrat hält
periodische Sitzungen ab, in
denen jedes seiner Mitglieder je
nach Wunsch durch ein Regie-
rungsmitglied oder durch
irgendeinen anderen besonders
bestimmten Vertreter vertreten
sein kann.

3. Der Sicherheitsrat kann
Sitzungen auch an anderen
Orten als am Sitz der Organisa-
tion abhalten, wenn dies seiner
Meinung nach seine Arbeit
möglichst erleichtert.

Artikel 29.

Der Sicherheitsrat kann die
zur Ausübung seiner Funktio-
nen für nötig erachteten Hilfs-
organe schaffen.

Artikel 30.

Der Sicherheitsrat setzt seine
eigene Geschäftsordnung ein-
schließlich der Wahlordnung
seines Präsidenten fest.

Artikel 31.

Jedes Mitglied der Vereinten
Nationen, das nicht Mitglied des
Sicherheitsrates ist, kann, ohne
Stimmrecht, an der Erörterung
jeder vor den Sicherheitsrat ge-
brachten Frage teilnehmen,
wenn dieser der Auffassung ist,
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daß die Interessen dieses Mit-
gliedes besonders berührt wer-
den.

Artikel 32.

Jedes Mitglied der Vereinten
Nationen, das nicht Mitglied
des Sicherheitsrates ist, oder
jeder Staat, der nicht Mitglied
der Vereinten Nationen ist, ist
zur Teilnahme an der Erörte-
rung des Streitfalles, ohne
Stimmrecht, einzuladen, wenn
dieses Mitglied oder dieser Staat
in dem vom Sicherheitsrat ge-
prüften Streitfall Partei ist. Der
Sicherheitsrat setzt die Bedin-
gungen fest, die er für die Teil-
nahme eines Staates für an-
gemessen hält, der nicht Mit-
glied der Vereinten Nationen
ist.

K a p i t e l VI.

Friedliche Regelung von Streit-
fällen.

Artikel 33.

1. Die Parteien an irgend-
einem Streitfall, dessen Fort-
dauer geeignet ist, die Aufrecht-
erhaltung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit
zu gefährden, sollen dessen
Lösung zu finden versuchen vor
allem durch Verhandlungen,
Untersuchungen, Vermittlung,
Vergleich, Schiedsspruch, ge-
richtliche Regelung, Anrufung
regionaler Organe oder Ab-
kommen oder durch andere
friedliche Mittel eigener Wahl.

2. Der Sicherheitsrat fordert,
wenn es nötig erscheint, die
Parteien auf, ihren Streitfall
durch solche Mittel zu regeln.

Artikel 34.

Der Sicherheitsrat kann jeden
Streitfall oder jede Situation,
die zu internationalen Reibun-
gen führen oder einen Streitfall
hervorrufen könnten, unter-
suchen, um festzustellen, ob die
Fortdauer des Streitfalles oder
der Situation geeignet ist, die
Aufrechterhaltung des Welt-
friedens und der internationalen
Sicherheit zu gefährden.
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Artikel 35.

1. Jedes Mitglied der Ver-
einten Nationen kann die Auf-
merksamkeit des Sicherheits-
rates oder der Generalversamm-
lung auf jeden Streitfall oder
auf jede Situation lenken, wie
sie in Artikel 34 angeführt sind.

2. Ein Staat, der nicht Mit-
glied der Vereinten Nationen
ist, kann die Aufmerksamkeit
des Sicherheitsrates oder der
Generalversammlung auf jeden
Streitfall lenken, an dem er
Partei ist, wenn er im vorhinein
für diesen Streitfall die in der
vorliegenden Satzung vorge-
sehenen Verpflichtungen für
eine friedliche Regelung an-
nimmt.

3. Auf die Verhandlungen der
Generalversammlung über An-
gelegenheiten, auf die ihre Auf-
merksamkeit gemäß diesem Ar-
tikel gelenkt worden ist, finden
die Bestimmungen der Ar-
tikel 11 und 12 Anwendung.

Artikel 36.

1. Der Sicherheitsrat kann in
jedem Stadium eines Streitfalles
der in Artikel 33 angeführten
Art oder einer Situation gleicher
Art entsprechende Verfahren
oder Methoden der Beilegung
empfehlen.

2. Der Sicherheitsrat soll alle
Verfahren zur Regelung des
Streitfalles in Erwägung ziehen,
die von den Parteien bereits an-
genommen wurden.

3. Der Sicherheitsrat soll bei
Erstattung von Empfehlungen
auf Grund dieses Artikels auch
berücksichtigen, daß Rechtsstrei-
tigkeiten von den Parteien
grundsätzlich dem Internatio-
nalen Gerichtshof gemäß den
Bestimmungen des Statuts des
Gerichtshofs zu unterbreiten
sind.

Artikel 37.

1. Falls es den Parteien eines
Streitfalles der in Artikel 33 an-
geführten Art nicht gelingt,
den Streitfall mit den in diesem
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Artikel angegebenen Mitteln zu
regeln, unterbreiten sie ihn dem
Sicherheitsrat.

2. Wenn der Sicherheitsrat
zur Ansicht gelangt, daß die
Fortdauer des Streitfalles tat-
sächlich geeignet ist, die Auf-
rechterhaltung des Weltfriedens
und der internationalen Sicher-
heit zu gefährden, so beschließt
er, ob er Maßnahmen gemäß
Artikel 36 ergreifen oder ob er
die ihm angemessen erscheinen-
den Bedingungen der Regelung
empfehlen soll.

Artikel 38.

Unbeschadet der Bestimmun-
gen der Artikel 33 bis 37 kann
der Sicherheitsrat auf Verlangen
aller Parteien eines Streitfalles
Empfehlungen zur friedlichen
Regelung des Streitfalles an die
Parteien richten.

K a p i t e l VII.

Maßnahmen bei Bedrohungen
des Friedens, bei Friedensbrü-
chen und Angriffshandlungen.

Artikel 39.

Der Sicherheitsrat hat jedes-
mal festzustellen, daß eine Be-
drohung des Friedens, ein
Friedensbruch oder eine An-
griffshandlung vorliegt, und er-
stattet Empfehlungen oder be-
schließt, welche Maßnahmen ge-
mäß Artikel 41 und 42 zur
Aufrechterhaltung oder Wieder-
herstellung des Weltfriedens
und der internationalen Sicher-
heit zu ergreifen sind.

Artikel 40.

Um eine Verschärfung der
Situation zu verhindern, kann
der Sicherheitsrat, bevor er
Empfehlungen erstattet oder
über die in Artikel 39 vor-
gesehenen Maßnahmen be-
schließt, die beteiligten Parteien
auffordern, sich den vorläufigen
Maßnahmen zu fügen, die er
für nötig oder erwünscht hält.
Solche vorläufige Maßnahmen
berühren die Rechte, Ansprüche
oder die Stellung der beteilig-
ten Parteien nicht. Der Sicher-
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heitsrat stellt die Nichtbefol-
gung solcher vorläufiger Maß-
nahmen entsprechend in Rech-
nung.

Artikel 41.

Der Sicherheitsrat kann be-
schließen, welche Maßnahmen,
bei denen Waffengewalt nicht
zur Anwendung kommt, zu er-
greifen sind, um seinen Be-
schlüssen Wirksamkeit zu ver-
leihen, und er kann die Mit-
glieder der Vereinten Nationen
auffordern, diese Maßnahmen
durchzuführen. Diese können
die vollständige oder teilweise
Unterbrechung der wirtschaft-
lichen Beziehungen, der Eisen-
bahn-, Schiffs-, Luft-, Post-,
Telegraphen-, Radio- und
sonstigen Verbindungen und
den Abbruch der diplomatischen
Beziehungen umfassen.

Artikel 42.

Sollte der Sicherheitsrat zur
Auffassung gelangen, daß die in
Artikel 41 vorgesehenen Maß-
nahmen nicht genügen oder sich
als ungeeignet erwiesen haben,
kann er durch Luft-, See- oder
Landstreitkräfte die Operatio-
nen durchführen, die zur Auf-
rechterhaltung oder Wiederher-
stellung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit
nötig sind. Solche Maßnahmen
können Demonstrationen, Blok-
kade und andere Operationen
von Luft-, See- oder Landstreit-
kräften von Mitgliedern der
Vereinten Nationen umfassen.

Artikel 43.

1. Alle Mitglieder der Ver-
einten Nationen verpflichten
sich, als Beitrag zur Aufrecht-
erhaltung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit
dem Sicherheitsrat auf sein Ver-
langen und gemäß einem Son-
derabkommen oder von Sonder-
abkommen Streitkräfte, Hilfe
und Begünstigungen einschließ-
lich Durchmarschrechte zur Ver-
fügung zu stellen, soweit dies
zur Aufrechterhaltung des
Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit nötig ist.
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2. Ein solches Sonderabkom-
men oder solche Sonderabkom-
men setzen die Zahl und Art
der Streitkräfte, den Grad der
Bereitschaft und ihre Standorte
im allgemeinen sowie die Art
der zu gewährenden Begünsti-
gungen und Hilfe fest.

3. Das Sonderabkommen oder
die Sonderabkommen werden
auf Initiative des Sicherheits-
rates sobald als möglich im Ver-
handlungsweg ausgearbeitet. Sie
werden zwischen dem Sicher-
heitsrat und einzelnen Mit-
gliedern oder zwischen dem
Sicherheitsrat und Gruppen von
Mitgliedern abgeschlossen und
unterliegen der Ratifikation
durch die Signatarstaaten ge-
mäß ihren Verfassungsbestim-
mungen.

Artikel 44.

Wenn der Sicherheitsrat be-
schlossen hat, Waffengewalt an-
zuwenden, soll er ein in ihm
nicht vertretenes Mitglied, be-
vor er es zur Stellung von
Streitkräften in Erfüllung der
in Artikel 43 übernommenen
Verpflichtungen auffordert, auf
dessen Verlangen einladen, an
den Beschlüssen des Sicherheits-
rates über die Verwendung des
Kontingents der Streitkräfte
dieses Mitgliedes teilzunehmen.

Artikel 45.

Um die Vereinten Nationen
in die Lage zu versetzen, drin-
gende militärische Maßnahmen
zu ergreifen, sollen Mitglieder
der Vereinten Nationen Kon-
tingente ihrer Luftstreitkräfte
für vereinte internationale
Zwangsmaßnahmen zur sofor-
tigen Verfügung bereit halten.
Die Stärke und der Bereit-
schaftsgrad dieser Kontingente
und die Pläne für deren gemein-
same Aktion werden im Rah-
men des Sonderabkommens
oder der Sonderabkommen, die
in Artikel 43 angeführt sind,
vom Sicherheitsrat unter Mit-
wirkung des Generalstabsaus-
schusses festgesetzt.
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Artikel 46.

Pläne für die Verwendung der
Streitkräfte werden vom Sicher-
heitsrat unter Mitwirkung des
Generalstabsausschusses ausge-
arbeitet.

Artikel 47.

1. Es wird ein Generalstabs-
ausschuß eingesetzt, um den
Sicherheitsrat in allen Fragen zu
beraten und zu unterstützen, die
sich auf seine militärischen Er-
fordernisse zur Aufrechterhal-
tung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit, auf
die Verwendung und das Kom-
mando der ihm zur Verfügung
gestellten Streitkräfte, auf die
Regelung der Rüstungen und
auf die allfällige Abrüstung
beziehen.

2. Der Generalstabsausschuß
besteht aus den Generalstabschefs
der ständigen Mitglieder des
Sicherheitsrates oder aus deren
Vertretern. Jedes nicht ständig
in dem Ausschuß vertretene
Mitglied der Vereinten Nati-
onen wird vom Ausschuß zur
Teilnahme eingeladen, wenn die
wirksame Erfüllung der Auf-
gaben des Ausschusses die Mit-
wirkung des betreffenden Mit-
gliedes bei seiner Arbeit erfor-
dert.

3. Der Generalstabsausschuß
ist unter der Autorität des
Sicherheitsrates für die strate-
gische Führung aller dem Sicher-
heitsrat zur Verfügung gestell-
ten Streitkräfte verantwortlich.
Die Fragen bezüglich des Kom-
mandos über diese Streitkräfte
werden später geregelt.

4. Der Generalstabsausschuß
kann mit Ermächtigung des
Sicherheitsrates und nach Kon-
sultation mit den entsprechen-
den regionalen Organen regio-
nale Unterausschüsse einsetzen.

Artikel 48.

1. Die zur Ausführung der
Beschlüsse des Sicherheitsrates
zur Aufrechterhaltung des Welt-
friedens und der internationalen
Sicherheit erforderlichen Maß-
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nahmen werden je nach der Ent-
scheidung des Sicherheitsrates
von allen Mitgliedern der Ver-
einten Nationen oder von ein-
zelnen von ihnen durchgeführt.

2. Diese Beschlüsse werden un-
mittelbar durch die Mitglieder
der Vereinten Nationen und
durch ihre Mitwirkung bei den
entsprechenden internationalen
Organisationen, deren Mit-
glieder sie sind, durchgeführt.

Artikel 49.

Die Mitglieder der Vereinten
Nationen schließen sich bei der
Durchführung der vom Sicher-
heitsrat beschlossenen Maß-
nahmen zusammen und leisten
sich so gegenseitig Beistand.

Artikel 50.

Wenn vom Sicherheitsrat
Präventivmaßnahmen oder
Zwangsmaßnahmen gegen einen
Staat ergriffen werden, ist jeder
andere Staat, ob Mitglied der
Vereinten Nationen oder nicht,
der sich infolge der Durchfüh-
rung dieser Maßnahmen vor
besondere wirtschaftliche Pro-
bleme gestellt sieht, berechtigt,
sich zwecks Lösung dieser Pro-
bleme an den Sicherheitsrat um
Rat zu wenden.

Artikel 51.

Keine Bestimmung der vor-
liegenden Satzung beeinträchtigt
das Naturrecht individueller
oder kollektiver Selbstverteidi-
gung, wenn ein Angriff mit
Waffengewalt gegen ein Mit-
glied der Vereinten Nationen
erfolgt, bis der Sicherheitsrat
die zur Aufrechterhaltung des
Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit erforderlichen
Maßnahmen ergriffen hat. Von
den Mitgliedern in Ausübung
dieses Rechts der Selbstverteidi-
gung ergriffene Maßnahmen
sind dem Sicherheitsrat sofort
zu melden und beeinträchtigen
in keiner Weise die in der vor-
liegenden Satzung vorgesehene
Befugnis und Verpflichtung des
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Sicherheitsrates, zu jeder Zeit
die ihm erforderlich scheinenden
Maßnahmen zur Aufrechterhal-
tung oder Wiederherstellung des
Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit zu ergrei-
fen.

K a p i t e l VIII.

Regionale Abkommen.

Artikel 52.

1. Keine Bestimmung der vor-
liegenden Satzung schließt das
Bestehen von regionalen Ab-
kommen oder Organen zur Be-
handlung von Angelegenheiten
aus, welche die Aufrechterhal-
tung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit be-
treffen und für welche regio-
nale Maßnahmen geeignet sind,
vorausgesetzt, daß solche Ab-
kommen oder Organe und ihre
Tätigkeit mit den Zielen und
Grundsätzen der Vereinten Na-
tionen vereinbar sind.

2. Die Mitglieder der Ver-
einten Nationen, die solche Ab-
kommen abschließen oder solche
Organe schaffen, sollen alle
Anstrengungen machen, um
örtliche Streitfälle durch solche
regionale Abkommen oder
durch solche regionale Organe
friedlich zu regeln, bevor sie
diese dem Sicherheitsrat vor-
legen.

3. Der Sicherheitsrat fördert
die Entwicklung der friedlichen
Regelung örtlicher Streitfälle
durch solche regionale Abkom-
men oder solche regionale Or-
gane, sei es auf Initiative der
beteiligten Staaten, sei es auf
Grund einer Überweisung durch
den Sicherheitsrat.

4. Dieser Artikel beeinträch-
tigt in keiner Weise die An-
wendung der Artikel 34 und 35.

Artikel 53.

1. Der Sicherheitsrat zieht, wo
es angezeigt ist, solche regionale
Abkommen oder Organe heran,
um Zwangsmaßnahmen unter
seiner Autorität durchzuführen.
Auf Grund regionaler Abkom-
men oder durch regionale
Organe sollen jedoch keine
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Zwangsmaßnahmen ohne Er-
mächtigung durch den Sicher-
heitsrat ergriffen werden, ausge-
nommen Maßnahmen gegen
irgendeinen feindlichen Staat im
Sinne des Absatzes 2 dieses Ar-
tikels, wie sie im Artikel 107
oder in regionalen, gegen die
Wiederaufnahme der Angriffs-
politik eines solchen Staates
gerichteten Abkommens vorge-
sehen sind, bis die Organisation
auf Ersuchen der betroffenen
Regierungen mit der Aufgabe
betraut wird, weitere Angriffe
durch einen solchen Staat zu
verhüten.

2. Der im Absatz 1 dieses Ar-
tikels verwendete Ausdruck
feindlicher Staat bezeichnet
jeden Staat, der während des
zweiten Weltkrieges der Feind
irgendeines Signatars der vor-
liegenden Satzung gewesen ist.

Artikel 54.

Der Sicherheitsrat soll jeder-
zeit vollständig über die Maß-
nahmen unterrichtet werden,
die auf Grund regionaler Ab-
kommen oder durch regionale
Organe zur Aufrechterhaltung
des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit ergriffen
worden sind oder geplant wer-
den.

K a p i t e l IX.

Internationale Zusammen-
arbeit auf wirtschaftlichem und

sozialem Gebiete.

Artikel 55.

Um einen Zustand der Sta-
bilität und Wohlfahrt herbeizu-
führen, der für friedliche und
freundschaftliche, auf Achtung
des Grundsatzes der Gleich-
berechtigung und des Selbst-
bestimmungsrechtes der Völker
gegründete Beziehungen zwi-
schen den Nationen nötig ist,
fördern die Vereinten Nationen:

a) bessere Lebensbedingun-
gen, Vollbeschäftigung
und Voraussetzungen
wirtschaftlichen und so-
zialen Fortschritts und
Aufstiegs;
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b) Lösung von internatio-
nalen wirtschaftlichen, so-
zialen, gesundheitlichen
und verwandten Proble-
men und internationale
Zusammenarbeit auf kul-
turellem und erzieheri-
schem Gebiet; und

c) allgemeine Achtung und
Wahrung der Menschen-
rechte und Grundfrei-
heiten für jedermann ohne
Unterschied von Rasse,
Geschlecht, Sprache oder
Religion.

Artikel 56.

Alle Mitglieder verpflichten
sich, gemeinsam und einzeln in
Zusammenarbeit mit der Or-
ganisation zu handeln, um die
in Artikel 55 angeführten Ziele
zu erreichen.

Artikel 57.

1. Die verschiedenen durch
zwischenstaatliche Abkommen
errichteten Spezialorganisatio-
nen, die in ihren Statuten um-
schriebene, weitreichende Auf-
gaben auf wirtschaftlichem,
sozialem, kulturellem, erziehe-
rischem, gesundheitlichem Ge-
biet und auf verwandten Ge-
bieten haben, werden gemäß
den Bestimmungen des Arti-
kels 63 mit den Vereinten Na-
tionen in Verbindung gebracht.

2. Die auf diese Weise mit
den Vereinten Nationen in Ver-
bindung gebrachten Organi-
sationen werden in der Folge
als SpezialOrganisationen be-
zeichnet.

Artikel 58.

Die Organisation erstattet
Empfehlungen, um die Politik
und die Tätigkeit der Spezial-
organisationen zu koordinieren.

Artikel 59.

Die Organisation leitet, wo
es angezeigt ist, zwischen den
interessierten Staaten Verhand-
lungen ein für die Schaffung
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aller neuen Spezialorganisatio-
nen, die für die Erreichung der
in Artikel 55 angeführten Ziele
erforderlich sind.

Artikel 60.

Die Verantwortung für die
Erfüllung der in diesem Kapitel
angeführten Funktionen der
Organisation ist der General-
versammlung und unter der
Autorität der Generalversamm-
lung dem Wirtschafts- und So-
zialrat übertragen, der zu
diesem Zweck die ihm in Ka-
pitel X eingeräumten Befugnisse
besitzt.

K a p i t e l X.

Der Wirtschafts- und Sozialrat.

Zusammensetzung.

Artikel 61.

1. Der Wirtschafts- und So-
zialrat besteht aus 18 Mitglie-
dern der Vereinten Nationen,
die von der Generalversamm-
lung gewählt werden.

2. Vorbehaltlich der Bestim-
mungen des Absatzes 3 werden
jedes Jahr sechs Mitglieder des
Wirtschafts- und Sozialrates für
einen Zeitraum von drei Jahren
gewählt. Ein - ausscheidendes
Mitglied kann unmittelbar
wiedergewählt werden.

3. Bei der ersten Wahl wer-
den 18 Mitglieder des Wirt-
schafts- und Sozialrates gewählt.
Die Amtsdauer von sechs der
gewählten Mitglieder endet
gemäß den von der Generalver-
sammlung getroffenen Abma-
chungen nach einem Jahr und
die von weiteren sechs Mitglie-
dern nach zwei Jahren.

4. Jedes Mitglied des Wirt-
schafts- und Sozialrates hat
einen Vertreter.

Funktionen und Befugnisse.

Artikel 62.

1. Der Wirtschafts- und So-
zialrat kann Studien und Be-
richte über internationale wirt-
schaftliche, soziale, kulturelle,



32. Stück — Ausgegeben am 29. Juni 1956 — Nr. 120 989

erzieherische, gesundheitliche
und verwandte Angelegenheiten
machen oder veranlassen und
kann über jede derartige Ange-
legenheit Empfehlungen an die
Generalversammlung, an die
Mitglieder der Vereinten Nati-
onen und an die in Betracht
kommenden Spezialorganisati-
onen richten.

2. Er kann Empfehlungen
erstatten, um die Achtung und die
Wahrung der Menschenrechte
und Grundfreiheiten für jeder-
mann zu fördern.

3. Er kann Vertragsentwürfe
über Angelegenheiten seiner
Zuständigkeit vorbereiten und
der Generalversammlung vor-
legen.

4. In Übereinstimmung mit
den von den Vereinten Nati-
onen aufgestellten Richtlinien
kann er internationale Konfe-
renzen über Angelegenheiten
seiner Zuständigkeit einberufen.

Artikel 63.

1. Der Wirtschafts- und So-
zialrat kann mit jeder der in
Artikel 57 erwähnten Organi-
sationen Abkommen über die
Bedingungen abschließen, unter
denen die betreffende Organi-
sation mit den Vereinten Na-
tionen in Verbindung gebracht
werden soll. Solche Abkommen
bedürfen der Genehmigung
durch die Generalversammlung.

2. Er kann die Tätigkeit der
SpezialOrganisationen koordi-
nieren, indem er sich mit ihnen
ins Einvernehmen setzt und
Empfehlungen an sie, an die
Generalversammlung und an die
Mitglieder der Vereinten Nati-
onen richtet.

Artikel 64.

1. Der Wirtschafts- und So-
zialrat kann geeignete Schritte
unternehmen, um regelmäßige
Berichte von den Spezialorgani-
sationen zu erhalten. Er kann
mit den Mitgliedern der Ver-
einten Nationen und mit den
SpezialOrganisationen Abma-
chungen treffen, um Berichte



990 32. Stück — Ausgegeben am 29. Juni 1956 — Nr. 120

über Maßnahmen zu erhalten,
die getroffen worden sind, um
seine Empfehlungen und die
Empfehlungen der Generalver-
sammlung über Angelegenheiten
seiner Zuständigkeit zu ver-
wirklichen.

2. Er kann seine Bemerkungen
zu diesen Berichten der General-
versammlung mitteilen.

Artikel 65.

Der Wirtschafts- und Sozial-
rat kann dem Sicherheitsrat
Auskünfte erteilen und den
Sicherheitsrat auf dessen Ver-
langen unterstützen.

Artikel 66.

1. Der Wirtschafts- und So-
zialrat übt jene Funktionen aus,
die bei Durchführung der Emp-
fehlungen der Generalversamm-
lung in seine Zuständigkeit
fallen.

2. Er kann mit Genehmigung
der Generalversammlung auf
Ersuchen von Mitgliedern der
Vereinten Nationen und auf
Ersuchen der Spezialorgani-
sationen Dienste leisten.

3. Er übt jene weiteren Funk-
tionen aus, die in anderen Be-
stimmungen der vorliegenden
Satzung angeführt oder ihm
von der Generalversammlung
übertragen werden.

Abstimmung.

Artikel 67.

1. Jedes Mitglied des Wirt-
schafts- und Sozialrates hat eine
Stimme.

2. Beschlüsse des Wirtschafts-
und Sozialrates werden mit ein-
facher Mehrheit der anwesenden
und abstimmenden Mitglieder
gefaßt.

Verfahren.

Artikel 68.

Der Wirtschafts- und Sozial-
rat setzt Kommissionen für
wirtschaftliche und soziale Fra-
gen und für die Förderung der
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Menschenrechte und andere
Kommissionen ein, die für die
Erfüllung seiner Funktionen er-
forderlich sind.

Artikel 69.

Der Wirtschafts- und Sozial-
rat ladet ein Mitglied der Ver-
einten Nationen ein, ohne
Stimmrecht an seinen Beratun-
gen über eine Angelegenheit
teilzunehmen, die für das be-
treffende Mitglied von beson-
derer Bedeutung ist.

Artikel 70.

Der Wirtschafts- und Sozial-
rat kann Abmachungen treffen,
daß Vertreter der Spezialorgani-
sationen ohne Stimmrecht an
seinen Beratungen oder an den
Beratungen der von ihm einge-
setzten Kommissionen teil-
nehmen und daß seine Ver-
treter an den Beratungen der
SpezialOrganisationen teilneh-
men.

Artikel 71.

Der Wirtschafts- und Sozial-
rat kann geeignete Abmachun-
gen zwecks Konsultation mit
nichtstaatlichen Organisationen
treffen, die sich mit Angelegen-
heiten seiner Zuständigkeit be-
fassen. Solche Abmachungen
können mit internationalen
Organisationen und, wenn dies
zweckmäßig ist, auch mit na-
tionalen Organisationen nach
Konsultation mit dem betref-
fenden Mitglied der Vereinten
Nationen getroffen werden.

Artikel 72.

1. Der Wirtschafts- und So-
zialrat setzt seine eigene Ge-
schäftsordnung einschließlich der
Wahlordnung seines Präsidenten
fest.

2. Der Wirtschafts- und So-
zialrat tagt nach Bedarf gemäß
den Bestimmungen seiner Ge-
schäftsordnung, die eine Be-
stimmung über die Einberufung
einer Sitzung auf Verlangen der
Mehrheit seiner Mitglieder zu
enthalten hat.
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K a p i t e l XI.

Erklärung über Gebiete
ohne Selbstregierung.

Artikel 73.

Die Mitglieder der Vereinten
Nationen, welche die Verant-
wortung für die Verwaltung
von Gebieten haben oder über-
nehmen, deren Völker noch
nicht die volle Selbstregierung
erreicht haben, anerkennen den
Grundsatz, daß die Interessen
der Bewohner dieser Gebiete
ausschlaggebend sind, und über-
nehmen als eine heilige Mission
die Verpflichtung, die Wohl-
fahrt der Bewohner dieser Ge-
biete im Rahmen des durch die
vorliegende Satzung begründe-
ten Systems des Weltfriedens
und der internationalen Sicher-
heit weitestgehend zu fördern
und zu diesem Zweck

a) mit gebührender Rück-
sichtnahme auf die Kultur
der betreffenden Völker,
ihren politischen, wirt-
schaftlichen, sozialen und
erzieherischen Fortschritt,
ihre gerechte Behandlung
und ihren Schutz gegen
Mißbräuche zu gewähr-
leisten;

b) die Fähigkeit zur Selbst-
regierung zu entwickeln,
die politischen Bestre-
bungen der Völker gebüh-
rend zu berücksichtigen
und sie bei der schritt-
weisen Entwicklung ihrer
freien politischen Einrich-
tungen zu unterstützen,
entsprechend den beson-
deren Verhältnissen jedes
einzelnen Gebiets und
dessen Bevölkerung und
den verschiedenen Stufen
ihrer Entwicklung;

c) den Weltfrieden und die
internationale Sicherheit
zu fördern;

d) Maßnahmen des Aufbaues
zu fördern, die Forschung
zu begünstigen und mit-
einander und, wann und
wo dies angezeigt ist, mit
internationalen Spezial-
Organisationen zu dem
Zwecke zusammenzu-
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arbeiten, um die in diesem
Artikel angeführten so-
zialen, wirtschaftlichen
und wissenschaftlichen
Ziele zu verwirklichen;
und

e) dem Generalsekretär zum
Zwecke der Information
regelmäßig mit der aus
Sicherheits- und verfas-
sungsrechtlichen Gründen
gebotenen Einschränkung
statistische und andere
Auskünfte technischer Art
über die wirtschaftlichen
und sozialen Verhältnisse
und das Erziehungswesen
in den Gebieten zu über-
mitteln, für die sie jeweils
verantwortlich sind, nicht
aber über Gebiete, auf
welche Kapitel XII und
XIII Anwendung finden.

Artikel 74.

Die Mitglieder der Vereinten
Nationen kommen auch darin
überein, daß ihre Politik bezüg-
lich der Gebiete, auf welche
dieses Kapitel Anwendung
findet, ebensosehr auf dem allge-
meinen Grundsatz guter Nach-
barschaft beruhen muß wie die
Politik bezüglich ihrer Mutter-
länder, wobei die Interessen und
die Wohlfahrt der übrigen Welt
in sozialen, wirtschaftlichen und
handelspolitischen Angelegen-
heiten gebührend zu berücksich-
tigen sind.

K a p i t e l XII.

Internationales Treuhandschafts-
System.

Artikel 75.

Die Vereinten Nationen er-
richten unter ihrer Autorität ein
internationales Treuhandschafts-
System für die Verwaltung und
Beaufsichtigung von Gebieten,
die durch spätere Einzelverträge
diesem System unterstellt wer-
den können. Diese Gebiete
werden in der Folge als Treu-
handgebiete bezeichnet.
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Artikel 76.

Hauptziele des Treuhand-
schafts-Systems sind entspre-
chend den in Artikel 1 der vor-
liegenden Satzung angeführten
Zielen der Vereinten Nationen:

a) den Weltfrieden und die
internationale Sicherheit
zu fördern;

b) den politischen, wirtschaft-
lichen, sozialen und er-
zieherischen Fortschritt
der Bewohner der Treu-
handgebiete und ihre
schrittweise Entwicklung
zur Selbstregierung oder
Unabhängigkeit zu för-
dern, wie es den beson-
deren Verhältnissen jedes
Gebietes und seiner Be-
völkerung und den frei
geäußerten Wünschen der
betreffenden Bevölkerung
entspricht und in den Be-
stimmungen jedes Treu-
handschaftsvertrages vor-
gesehen ist;

c) die Achtung der Men-
schenrechte und der
Grundfreiheiten für jeder-
mann ohne Unterschied
von Rasse, Geschlecht,
Sprache oder Religion zu
festigen und das Bewußt-
sein der wechselseitigen
Abhängigkeit der Völker
der Welt zu verstärken;

d) Gleichbehandlung aller
Mitglieder der Vereinten
Nationen und ihrer Staats-
angehörigen auf sozialem,
wirtschaftlichem und han-
delspolitischem Gebiet und
ebenso die Gleichbehand-
lung der Staatsangehörigen
in der Rechtspflege zu ge-
währleisten, unbeschadet
der Verwirklichung der
oben angeführten Ziele
und mit Vorbehalt der Be-
stimmungen des Arti-
kels 80.

Artikel 77.

1. Das System der Treuhand-
schaft findet auf folgende Kate-
gorien von Gebieten Anwen-
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dung, die ihm auf Grund von
Treuhandverträgen unterstellt
werden:

a) derzeit unter Mandat be-
findliche Gebiete;

b) Gebiete, die infolge des
Zweiten Weltkrieges von
feindlichen Staaten abge-
trennt werden;

c) Gebiete, die von Staaten,
welche für ihre Verwal-
tung verantwortlich sind,
freiwillig dem System
unterstellt werden.

2. Es wird Gegenstand späte-
rer Verträge sein, welche Ge-
biete der oben angeführten
Kategorien dem System der
Treuhandschaft unterstellt wer-
den und unter welchen Bedin-
gungen.

Artikel 78.

Das System der Treuhand-
schaft findet keine Anwendung
auf Gebiete, die Mitglieder der
Vereinten Nationen geworden
sind: die Beziehungen zwischen
diesen beruhen auf der Achtung
des Grundsatzes der souveränen
Gleichheit.

Artikel 79.

Die Bedingungen der Treu-
handschaft für jedes Gebiet, das
unter das System der Treuhand-
schaft zu stellen ist, einschließ-
lich aller Änderungen oder Er-
gänzungen, sollen von den un-
mittelbar interessierten Staaten
einschließlich der Mandatsmacht
bei Gebieten unter dem Mandat
eines Mitgliedes der Vereinten
Nationen vereinbart und gemäß
den Bestimmungen der Ar-
tikel 83 und 85 genehmigt
werden.

Artikel 80.

1. Ausgenommen allfällig
vereinbarte Bestimmungen in
einzelnen Treuhandschaftsver-
trägen, die gemäß den Arti-
keln 77, 79 und 81 abgeschlos-
sen werden und jedes einzelne
Gebiet dem System der Treu-
handschaft unterstellen, und bis
zum Abschluß solcher Verträge
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darf keine Bestimmung dieses
Kapitels so ausgelegt werden,
daß sie in irgendeiner Weise
mittelbar oder unmittelbar
Änderungen irgendwelcher
Rechte von Staaten oder Völ-
kern oder von Bestimmungen
bestehender internationaler Ver-
träge herbeiführt, an denen
Mitglieder der Vereinten Natio-

nen jeweils beteiligt sein kön-
nen.

2. Absatz 1 dieses Artikels
darf nicht so ausgelegt werden,
daß er Anlaß für eine Ver-
zögerung oder Verschiebung der
Vertragsverhandlungen und des
Abschlusses von Verträgen gibt,
durch welche Mandatsgebiete
und andere Gebiete gemäß Ar-
tikel 77 dem System der Treu-
handschaft unterstellt werden.

Artikel 81.

Der Treuhandschaftsvertrag
enthält in jedem Fall die Be-
dingungen, unter denen das
Treuhandgebiet zu verwalten
ist, und bezeichnet die Behörde,
welche die Verwaltung des
Treuhandgebietes ausüben wird.
Diese Behörde, im folgenden als
verwaltende Behörde bezeichnet,
kann ein Staat oder mehrere
Staaten oder die Organisation
selbst sein.

Artikel 82.

In jedem Treuhandschafts-
vertrag können eine strategische
Zone oder strategische Zonen
bezeichnet werden, die das ganze
Treuhandgebiet, auf das sich der
Vertrag bezieht, oder Teile des-
selben umfassen, unbeschadet
eines Sonderabkommens oder
von Sonderabkommen, die ge-
mäß Artikel 43 abgeschlossen
wurden.

Artikel 83.

1. Alle Funktionen der Ver-
einten Nationen in bezug auf
strategische Zonen werden vom
Sicherheitsrat ausgeübt ein-
schließlich der Genehmigung der
Bedingungen der Treuhand-
schaftsverträge und deren Ände-
rung oder Ergänzung.
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2. Die im Artikel 76 an-
geführten Hauptziele gelten
auch für die Bevölkerung jeder
strategischen Zone.

3. Der Sicherheitsrat hat sich
unter Vorbehalt der Bestim-
mungen der Treuhandschafts-
verträge und von Erwägungen
der Sicherheit der Hilfe des
Treuhandschaftsrates zu be-
dienen, um jene Funktionen der
Vereinten Nationen auf Grund
des Systems der Treuhandschaft
auszuüben, die politische, wirt-
schaftliche, soziale und erziehe-
rische Angelegenheiten in den
strategischen Zonen betreffen.

Artikel 84.

Die verwaltende Behörde hat
die Pflicht, dafür zu sorgen,
daß das Treuhandgebiet seinen
Beitrag zur Aufrechterhaltung
des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit leistet. Zu
diesem Zweck kann die ver-
waltende Behörde von freiwilli-
gen Streitkräften, Hilfsmitteln
und dem Beistand des Treu-
handgebietes Gebrauch machen,
um die in dieser Beziehung von
der verwaltenden Behörde
gegenüber dem Sicherheitsrat
übernommenen Verpflichtungen
zu erfüllen sowie um die ört-
liche Verteidigung und die Auf-
rechterhaltung von Gesetz und
Ordnung innerhalb des Treu-
handgebietes sicherzustellen.

Artikel 85.

1. Die Funktionen der Ver-
einten Nationen in bezug auf
Treuhandschaftsverträge für
alle nicht als strategische Zonen
bezeichneten Zonen werden von
der Generalversammlung aus-
geübt einschließlich der Geneh-
migung der. Bedingungen der
Treuhandschaftsverträge und
deren Änderung oder Ergän-
zung.

2. Der Treuhandschaftsrat,
der seine Tätigkeit unter der
Autorität der Generalversamm-
lung ausübt, unterstützt die
Generalversammlung bei der
Erfüllung dieser Funktionen.
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K a p i t e l XIII.

Der Treuhandschaftsrat.

Zusammensetzung.

Artikel 86.

1. Der Treuhandschaftsrat be-
steht aus folgenden Mitgliedern
der Vereinten Nationen:

a) aus den Mitgliedern, die
Treuhandgebiete verwal-
ten;

b) aus den im Artikel 23
namentlich angeführten
Mitgliedern, die keine
Treuhandgebiete verwal-
ten; und

c) so vielen von der General-
versammlung für einen
Zeitraum von drei Jahren
gewählten anderen Mit-
gliedern, als nötig sind,
um die Gesamtzahl der
Mitglieder des Treuhand-
schaftsrates je zur Hälfte
zwischen Mitgliedern der
Vereinten Nationen, die
Treuhandgebiete verwal-
ten, und solchen, die keine
verwalten, aufzuteilen.

2. Jedes Mitglied des Treu-
handschaftsrates bezeichnet eine
besonders geeignete Person, um
es im Treuhandschaftsrat zu
vertreten.

Funktionen und Befugnisse.

Artikel 87.

Die Generalversammlung und
unter ihrer Autorität der Treu-
handschaftsrat können in Aus-
übung ihrer Funktionen

a) von der verwaltenden Be-
hörde vorgelegte Berichte
prüfen;

b) Petitionen entgegenneh-
men und sie durch Kon-
sultation mit der verwal-
tenden Behörde prüfen;

c) periodische Besichtigungen
der einzelnen Treuhand-
gebiete anordnen, deren
Zeitpunkt mit der ver-
waltenden Behörde ver-
einbart wird; und

d) diese und andere Maßnah-
men gemäß den Bestim-
mungen der Treuhand-
schaftsverträge ergreifen.
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Artikel 88.

Der Treuhandschaftsrat ver-
faßt einen Fragebogen über den
politischen, wirtschaftlichen, so-
zialen und erzieherischen Fort-
schritt der Bewohner jedes
Treuhandgebietes; die verwal-
tende Behörde jedes Treuhand-
gebietes, für das die Generalver-
sammlung zuständig ist, erstat-
tet der Generalversammlung auf
Grund dieses Fragebogens einen
Jahresbericht.

Abstimmung.

Artikel 89.

1. Jedes Mitglied des Treu-
handschaftsrates hat eine
Stimme.

2. Beschlüsse des Treuhand-
schaftsrates werden mit ein-
facher Mehrheit der anwesenden
und abstimmenden Mitglieder
gefaßt.

Verfahren.

Artikel 90.

1. Der Treuhandschaftsrat
setzt seine eigene Geschäftsord-
nung einschließlich der Wahl-
ordnung seines Präsidenten fest.

2. Der Treuhandschaftsrat
tagt nach Bedarf gemäß den Be-
stimmungen seiner Geschäfts-
ordnung, die eine Bestimmung
über die Einberufung einer
Sitzung auf Verlangen der
Mehrheit seiner Mitglieder zu-
enthalten hat.

Artikel 91.

Der Treuhandschaftsrat be-
dient sich, wenn dies zweckent-
sprechend ist, der Unterstützung
des Wirtschafts- und Sozialrates
und der SpezialOrganisationen
in Angelegenheiten, mit denen
diese befaßt sind.

K a p i t e l XIV.

Der Internationale Gerichtshof.

Artikel 92.

Der Internationale Gerichts-
hof ist das Hauptorgan der
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Rechtsprechung der Vereinten
Nationen. Er übt seine Funk-
tionen gemäß dem beigefügten
Statut aus, das auf dem Statut
des Ständigen Internationalen
Gerichtshofes beruht und einen
integrierenden Bestandteil der
vorliegenden Satzung bildet.

Artikel 93.

1. Alle Mitglieder der Ver-
einten Nationen nehmen ipso
facto das Statut des Internatio-
nalen Gerichtshofes an.

2. Ein Staat, der nicht Mit-
glied der Vereinten Nationen
ist, kann unter Bedingungen,
die in jedem einzelnen Fall auf
Empfehlung des Sicherheitsrates
durch die Generalversammlung
festzusetzen sind, das Statut des
Internationalen Gerichtshofes
annehmen.

Artikel 94.

1. Jedes Mitglied der Ver-
einten Nationen verpflichtet
sich, in jedem Streitfall, in dem
es Partei ist, sich der Entschei-
dung des Internationalen Ge-
richtshofes zu fügen.

2. Wenn eine Streitpartei es
unterläßt, die ihr auf Grund
einer vom Gerichtshof gefällten
Entscheidung obliegenden Ver-
pflichtungen zu erfüllen, kann
sich die andere Partei an. den
Sicherheitsrat wenden, der,
wenn er es für nötig hält,
Empfehlungen machen oder
Maßnahmen beschließen kann,
die ergriffen werden sollen, um
der Entscheidung Wirksamkeit
zu verschaffen.

Artikel 95.

Keine Bestimmung der vor-
liegenden Satzung hindert die
Mitglieder der Vereinten Natio-
nen daran, mit der Beilegung
ihrer Streitfälle auf Grund von
bereits bestehenden oder in Zu-
kunft abzuschließenden Abkom-
men andere Gerichte zu be-
trauen.

Artikel 96.

1. Die Generalversammlung
oder der Sicherheitsrat können
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den Internationalen Gerichtshof
ersuchen, über jede Rechtsfrage
ein Gutachten zu erstatten.

2. Andere Organe der Ver-
einten Nationen oder Spezial-
organisationen, die von der Ge-
neralversammlung jederzeit hie-
zu ermächtigt werden können,
können den Gerichtshof eben-
falls um Gutachten über Rechts-
fragen ersuchen, die sich im Be-
reich ihrer Tätigkeit ergeben.

K a p i t e l XV.

Das Sekretariat.

Artikel 97.

Das Sekretariat besteht aus
einem Generalsekretär und dem
für die Organisation erforder-
lichen Personal. Der General-
sekretär wird auf Empfehlung
des Sicherheitsrates von der Ge-
neralversammlung ernannt. Er
ist der höchste Verwaltungs-
beamte der Organisation.

Artikel 98.

Der Generalsekretär ist in
dieser Eigenschaft bei allen
Sitzungen der Generalversamm-
lung, des Sicherheitsrates, des
Wirtschafts- und Sozialrates und
des Treuhandschaftsrates tätig
und übt die sonstigen Funktio-
nen aus, die ihm von diesen Or-
ganen übertragen werden. Der
Generalsekretär erstattet der
Generalversammlung einen
Jahresbericht über die Tätigkeit
der Organisation.

Artikel 99.

Der Generalsekretär kann die
Aufmerksamkeit des Sicher-
heitsrates auf alle Angelegen-
heiten lenken, die seiner Mei-
nung nach geeignet sind, die
Aufrechterhaltung des Welt-
friedens und der internationalen
Sicherheit zu bedrohen.

Artikel 100.

1. Der Generalsekretär und
das Personal dürfen bei Erfül-
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lung ihrer Pflichten keine Wei-
sungen von irgendeiner Regie-
rung oder von irgendeiner
Autorität außerhalb der Organi-
sation einholen oder entgegen-
nehmen. Sie sollen jede Hand-
lung vermeiden, die mit ihrer
Stellung als internationale, nur
der Organisation verantwort-
liche Beamte unvereinbar wäre.

2. Jedes Mitglied der Verein-
ten Nationen verpflichtet sich,
den ausschließlich internationa-
len Charakter der Aufgaben des
Generalsekretärs und des Perso-
nals zu achten und nicht zu ver-
suchen, sie in der Erfüllung
ihrer Aufgaben zu beeinflussen.

Artikel 101.

1. Das Personal wird vom
Generalsekretär gemäß den von
der Generalversammlung fest-
gesetzten Richtlinien ernannt.

2. Besonderes Personal wird
dem Wirtschafts- und Sozialrat,
dem Treuhandschaftsrat und
nötigenfalls anderen Organen
der Vereinten Nationen auf
Dauer zugeteilt. Dieses Personal
bildet einen Teil des Sekre-
tariats.

3. Bei der Anstellung des Per-
sonals und bei der Festsetzung
seiner Dienstverhältnisse soll
die Erwägung den Ausschlag
geben, daß es notwendig ist,
größte Tüchtigkeit, Sachkennt-
nis und Ehrenhaftigkeit zu ge-
währleisten. Die Bedeutung
einer in geographischer Hinsicht
möglichst umfassenden Zusam-
menstellung des Personals soll
entsprechend berücksichtigt wer-
den.

K a p i t e l XVI.

Verschiedene Bestimmungen.

Artikel 102.

1. Jeder Vertrag und jedes
internationale Abkommen, das
nach dem Inkrafttreten dieser
Satzung von einem Mitglied der
Vereinten Nationen abgeschlos-
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sen wird, soll sobald als möglich
beim Sekretariat registriert und
von ihm veröffentlicht werden.

2. Keine Partei eines solchen
Vertrages oder internationalen
Abkommens, das nicht gemäß
den Bestimmungen des Ab-
satzes 1 dieses Artikels regi-
striert ist, kann sich vor irgend-
einem Organ der Vereinten Na-
tionen auf einen solchen Ver-
trag oder auf ein solches Ab-
kommen berufen.

Artikel 103.

Im Fall eines Widerspruches
zwischen den aus der vorliegen-
den Satzung sich ergebenden
Verpflichtungen von Mitglie-
dern der Vereinten Nationen
und Verpflichtungen auf Grund
irgendeines anderen internatio-
nalen Abkommens haben die
Verpflichtungen auf Grund der
vorliegenden Satzung den Vor-
rang.

Artikel 104.

Die Organisation genießt im
Gebiet jedes ihrer Mitglieder die
Rechtsstellung, die erforderlich
ist, um ihre Funktionen aus-
zuüben und ihre Ziele zu ver-
wirklichen.

Artikel 105.

1. Die Organisation genießt
im Gebiet jedes ihrer Mitglieder
die Privilegien und Immuni-
täten, die zur Verwirklichung
ihrer Ziele erforderlich sind.

2. Vertreter der Mitglieder
der Vereinten Nationen und
Beamte der Organisation ge-
nießen gleichermaßen die Privi-
legien und Immunitäten, die er-
forderlich sind, um ihre Funk-
tionen im Zusammenhang mit
der Organisation in Unab-
hängigkeit auszuüben.

3. Die Generalversammlung
kann Empfehlungen über die
Regelung von Einzelheiten der
Anwendung von Absatz 1
und 2 dieses Artikels erstatten



1004 32. Stück — Ausgegeben am 29. Juni 1956 — Nr. 120

oder kann den Mitgliedern der
Vereinten Nationen Abkommen
für diesen Zweck vorschlagen.

K a p i t e l XVII.

Übergangsbestimmungen, be-
treffend die Sicherheit.

Artikel 106.

Bis zum Inkrafttreten der in
Artikel 43 vorgesehenen Son-
derabkommen, die den Sicher-
heitsrat nach seiner Meinung in.
die Lage versetzen, mit der Aus-
übung seiner Pflichten im Sinne
des Artikels 42 zu beginnen,
sollen die Signatare der Mos-
kauer Viermächte-Erklärung
vom 30. Oktober 1943 und
Frankreich, gemäß den Bestim-
mungen des Absatzes 5 dieser
Erklärung, sich miteinander und
nötigenfalls mit anderen Mit-
gliedern der Vereinten Natio-
nen ins Einvernehmen setzen,
um gemeinsam die zur Auf-
rechterhaltung des Weltfriedens
und der internationalen Sicher-
heit erforderlichen Maßnahmen
im Namen der Organisation zu
ergreifen.

Artikel 107.

Keine Bestimmung der vor-
liegenden Satzung macht Maß-
nahmen ungültig oder un-
anwendbar, die gegen einen
Staat, der während des Zweiten
Weltkrieges der Feind irgend-
eines Signatars der vorliegenden
Satzung gewesen ist, als Folge
dieses Krieges von den Regie-
rungen ergriffen oder gestattet
werden, welche die Verantwor-
tung für solche Maßnahmen
haben.

K a p i t e l XVIII.

Änderungen.

Artikel 108.

Änderungen der vorliegenden
Satzung treten für alle Mitglie-
der der Vereinten Nationen in
Kraft, wenn sie mit Zweidrittel-
mehrheit der Mitglieder der
Generalversammlung angenom-
men und gemäß ihren Verfas-
sungsbestimmungen von zwei
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Dritteln der Mitglieder der Ver-
einten Nationen einschließlich
aller ständigen Mitglieder des
Sicherheitsrates ratifiziert wor-
den sind.

Artikel 109.

1. Eine Allgemeine Konferenz
der Mitglieder der Vereinten
Nationen zum Zwecke der
Revision der vorliegenden
Satzung kann zu einem Zeit-
punkt und an einem Ort ab-
gehalten werden, die mit Zwei-
drittelmehrheit der Mitglieder
der Generalversammlung und
mit Zustimmung von sieben be-
liebigen Mitgliedern des Sicher-
heitsrates festgesetzt werden.
Jedes Mitglied der Vereinten
Nationen hat auf der Konferenz
eine Stimme.

2. Jede Änderung der vor-
liegenden Satzung, die mit einer
Zweidrittelmehrheit von der
Konferenz empfohlen wird,
tritt in Kraft, wenn sie gemäß
ihren Verfassungsbestimmungen
von zwei Dritteln der Mitglie-
der der Vereinten Nationen ein-
schließlich aller ständigen Mit-
glieder des Sicherheitsrates rati-
fiziert ist.

3. Wenn eine solche Konfe-
renz nicht vor der zehnten
Jahrestagung der Generalver-
sammlung nach dem Inkraft-
treten der vorliegenden Satzung
abgehalten worden ist, soll der
Vorschlag, eine solche Konfe-
renz einzuberufen, auf die
Tagesordnung der Generalver-
sammlung gesetzt werden. Die
Konferenz ist abzuhalten, wenn
dies mit einfacher Mehrheit der
Mitglieder der Generalver-
sammlung und mit Zustim-
mung von sieben beliebigen
Mitgliedern des Sicherheitsrates
beschlossen wird.

K a p i t e l XIX.

Ratifikation und Unterzeich-
nung.

Artikel 110.

1. Die vorliegende Satzung
soll von den Signatarstaaten ge-
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mäß ihren Verfassungsbestim-
mungen ratifiziert werden.

2. Die Ratifikationsurkunden
sollen bei der Regierung der
Vereinigten Staaten von Ame-
rika hinterlegt werden, die alle
Signatarstaaten sowie den Ge-
neralsekretär der Organisation,
sobald er ernannt ist, von jeder
Hinterlegung verständigt.

3. Die vorliegende Satzung
tritt in Kraft, sobald die Repu-
blik China, Frankreich, die
Union der Sozialistischen So-
wjetrepubliken, das Vereinigte
Königreich von Großbritannien
und Nordirland und die Ver-
einigten Staaten von Amerika
und die Mehrheit der anderen
Signatarstaaten ihre Ratifika-
tionsurkunden hinterlegt haben.
Die Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika errichtet
über die Hinterlegung der Rati-
fikationsurkunden ein Protokoll
und übermittelt allen Signatar-
staaten Abschriften davon.

4. Die Signatarstaaten der
vorliegenden Satzung, welche
diese nach ihrem Inkrafttreten
ratifizieren, werden mit dem
Tag der Hinterlegung ihrer
Ratifikationsurkunden ur-
sprüngliche Mitglieder der Ver-
einten Nationen.

Artikel 111.

Die vorliegende Satzung,
deren chinesischer, französischer,
russischer, englischer und spani-
scher Text gleichermaßen
authentisch ist, bleibt in den
Archiven der Regierung der
Vereinigten Staaten von Ame-
rika verwahrt. Ordnungsgemäß
beglaubigte Abschriften davon
werden von dieser Regierung
den Regierungen der anderen
Signatarstaaten übermittelt.

Zu Urkund dessen haben die
Vertreter der Regierungen der
Vereinten Nationen die vor-
liegende Satzung unterzeichnet.

Gegeben in der Stadt San
Francisco am sechsundzwan-
zigsten Juni eintausendneun-
hundertfünfundvierzig.
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Statut des Internationalen
Gerichtshofes.

Artikel 1.

Der durch die Satzung der
Vereinten Nationen als das
Hauptorgan der Rechtsprechung
der Vereinten Nationen geschaf-
fene Internationale Gerichtshof
soll gemäß den Bestimmungen
des vorliegenden Statuts errich-
tet werden und seine Tätigkeit
ausüben.

K a p i t e l I.
Organisation des Gerichtshofes.

Artikel 2.
Der Gerichtshof besteht aus

unabhängigen Richtern, die
ohne Rücksicht auf ihre Staats-
angehörigkeit aus dem Kreis
von Personen gewählt werden,
welche die höchste Achtung in
sittlicher Hinsicht genießen, die
zur Ausübung des höchsten
richterlichen Amtes in ihrem
Lande erforderlichen Voraus-
setzungen erfüllen oder Rechts-
gelehrte von anerkanntem Ruf
auf dem Gebiete des Völker-
rechts sind.

Artikel 3.
1. Der Gerichtshof besteht

aus fünfzehn Mitgliedern, von
denen nur je einer Angehöriger
desselben Staates sein darf.

2. Wer bezüglich der Mit-
gliedschaft beim Gerichtshof als
Angehöriger mehr als eines
Staates angesehen werden kann,
gilt als Angehöriger jenes
Staates, in dem er gewöhnlich
seine bürgerlichen und politi-
schen Rechte ausübt.

Artikel 4.
1. Die Mitglieder des Ge-

richtshofes werden durch die
Generalversammlung und durch
den Sicherheitsrat aus einer
Liste von Personen, die von den
nationalen Gruppen des Stän-
digen Schiedshofes vorgeschlagen
werden, gemäß den nachfolgen-
den Bestimmungen gewählt.

2. Was die im Ständigen
Schiedshof nicht vertretenen
Mitglieder der Vereinten Na-
tionen anbelangt, werden die
Kandidaten durch die nationa-
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len Gruppen vorgeschlagen, die
von ihren Regierungen zu
diesem Zweck unter den
gleichen Bedingungen bestellt
werden, wie sie in Artikel 44
des Haager Abkommens von
1907 zur friedlichen Erledigung
internationaler Streitfälle für
die Mitglieder des Ständigen
Schiedshofes vorgesehen sind.

3. In Ermangelung einer be-
sonderen Vereinbarung wird
die Generalversammlung auf
Empfehlung des Sicherheitsrates
die Bedingungen festsetzen,
unter denen ein Staat, der das
vorliegende Statut angenom-
men hat, aber nicht Mitglied
der Vereinten Nationen ist, an
der Wahl der Mitglieder des Ge-
richtshofes teilnehmen kann.

Artikel 5.
1. Mindestens drei Monate

vor der Wahl ladet der Gene-
ralsekretär der Vereinten Na-
tionen die Mitglieder des Stän-
digen Schiedshofes, die den
Staaten angehören, welche das
vorliegende Statut angenom-
men haben, sowie die Mitglie-
der der gemäß Artikel 4, Ab-
satz 2, bestellten nationalen
Gruppen schriftlich ein, inner-
halb einer gesetzten Frist durch
die nationalen Gruppen Perso-
nen in Vorschlag zu bringen, die
in der Lage sind, das Amt eines
Mitgliedes des Gerichtshofes zu
versehen.

2. Eine Gruppe darf nicht
mehr als vier Personen vor-
schlagen, worunter höchstens
zwei ihrer Staatsangehörigkeit
sein dürfen. Die Zahl der vor-
geschlagenen Kandidaten darf
unter keinen Umständen mehr
als das Doppelte der Zahl der
zu besetzenden Sitze betragen.

Artikel 6.
Es wird jeder nationalen

Gruppe empfohlen, vor Er-
stattung dieser Vorschläge den
Obersten Gerichtshof des Lan-
des sowie die juridischen Fa-
kultäten und Schulen und die
nationalen Akademien und die
nationalen Sektionen internatio-
naler Akademien zu Rate zu
ziehen, die sich dem Rechts-
studium widmen.
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Artikel 7.

1. Der Generalsekretär stellt
in alphabetischer Reihenfolge
ein Verzeichnis aller auf diese
Weise vorgeschlagenen Personen
auf. Diese Personen allein sind
wählbar, unbeschadet der Be-
stimmungen des Artikels 12,
Absatz 2.

2. Der Generalsekretär legt
dieses Verzeichnis der General-
versammlung und dem Sicher-
heitsrat vor.

Artikel 8.

Die Generalversammlung und
der Sicherheitsrat schreiten un-
abhängig voneinander zur Wahl
der Mitglieder des Gerichts-
hofes.

Artikel 9.

Bei jeder Wahl haben die
Wähler darauf zu achten, daß
die zu wählenden Mitglieder
nicht nur für ihre Person die ge-
stellten Bedingungen erfüllen,
sondern daß der Gerichtshof
auch als Gesamtheit die Ver-
tretung der Hauptformen der
Zivilisation und der hauptsäch-
lichen Rechtssysteme der Welt
gewährleiste.

Artikel 10.

1. Gewählt sind jene Kandi-
daten, welche die absolute Stim-
menmehrheit in der General-
versammlung und im Sicher-
heitsrat erhalten haben.

2. Die Abstimmung im
Sicherheitsrat sowohl bei der
Wahl der Richter als auch bei
der Bestellung der Mitglieder
der in Artikell2 vorgesehenen
Kommission erfolgt ohne Un-
terscheidung zwischen ständigen
und nichtständigen Mitgliedern
des Sicherheitsrates.

3. In dem Falle, als mehr als
ein Angehöriger desselben
Staates die absolute Stimmen-
mehrheit der Generalversamm-
lung und des Sicherheitsrates er-
hält, gilt nur der Älteste von
ihnen als gewählt.
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Artikel 11.
Bleiben nach der ersten Wahl-

versammlung noch Sitze frei, so
wird in derselben Weise zu
einer zweiten und, wenn nötig,
zu einer dritten geschritten.

Artikel 12.
1. Bleiben nach der dritten

Wahlversammlung noch Sitze
frei, so kann jederzeit auf das
Verlangen entweder der Gene-
ralversammlung oder des Sicher-
heitsrates eine Vermittlungs-
kommission von sechs Mitglie-
dern bestellt werden, von denen
drei von der Generalversamm-
lung und drei vom Sicherheits-
rate zu ernennen sind, mit dem
Auftrage, mit einfacher Stim-
menmehrheit für jeden freien
Sitz einen Namen auszuwählen,
welcher der Generalversamm-
lung und dem Sicherheitsrat ge-
trennt zur Annahme vor-
zuschlagen ist.

2. Die Vermittlungskommis-
sion kann auf ihre Liste den
Namen jeder Person setzen,
über welche sie sich einstimmig
geeinigt hat und welche die ge-
stellten Bedingungen erfüllt,
selbst wenn sie nicht auf der in
Artikel 7 vorgesehenen Liste
der Vorgeschlagenen steht.

3. Stellt die Vermittlungs-
kommission fest, daß es ihr
nicht gelingt, die Wahl sicher-
zustellen, so werden die schon
gewählten Mitglieder des Ge-
richtshofes innerhalb einer vom
Sicherheitsrate festzusetzenden
Frist die vakanten Sitze be-
setzen, indem sie die Wahl
unter denjenigen Personen tref-
fen, die entweder in der Gene-
ralversammlung oder im Sicher-
heitsrate Stimmen erhalten
haben.

4. Im Falle von Stimmen-
gleichheit unter den Richtern
gibt die Stimme des ältesten
Richters den Ausschlag.

Artikel 13.
1. Die Mitglieder des Ge-

richtshofes sind für einen Zeit-
raum von neun Jahren gewählt
und sind wiederwählbar; was
jedoch die in der ersten Wahl
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gewählten Richter betrifft, soll
jedoch die Amtsdauer von fünf
Richtern nach drei Jahren, die
von weiteren fünf Richtern
nach sechs Jahren enden.

2. Die Richter, deren Amts-
dauer nach Ablauf der An-
fangszeit von drei und sechs
Jahren endet, werden vom Ge-
neralsekretär unmittelbar nach
der ersten Wahl durch das Los
bestimmt.

3. Die Mitglieder des Ge-
richtshofes bleiben im Amt, bis
sie ersetzt sind. Auch wenn sie
ersetzt sind, erledigen sie noch
die Fälle, die sie zu bearbeiten
begonnen haben.

4. Im Falle des Rücktrittes
eines Mitgliedes des Gerichts-
hofes ist das Rücktrittsschreiben
an den Präsidenten des Ge-
richtshofes zur Weiterleitung an
den Generalsekretär zu richten.
Letztere Anzeige bewirkt die
Vakanz des Sitzes.

Artikel 14.
Die Wiederbesetzung vakan-

ter Sitze findet nach dem für
die erste Wahl befolgten Ver-
fahren statt unter Vorbehalt
folgender Bestimmung: Im Lauf
des auf den Eintritt der Vakanz
folgenden Monats hat der Gene-
ralsekretär die in Artikel 5 vor-
gesehene Einladung auszusen-
den, und der Zeitpunkt der
Wahl ist vom Sicherheitsrat
festzusetzen.

Artikel 15.
Das an Stelle eines Mitglie-

des, dessen Amtszeit noch nicht
abgelaufen ist, gewählte Mit-
glied des Gerichtshofes beendet
die Amtszeit seines Vorgängers.

Artikel 16.
1. Die Mitglieder des Ge-

richtshofes dürfen weder eine
politische noch eine Verwal-
tungsfunktion ausüben noch
sich irgendeiner anderen Be-
schäftigung beruflicher Art
widmen.

2. Bestehen Zweifel, so ent-
scheidet der Gerichtshof.
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Artikel 17.
1. Kein Mitglied des Gerichts-

hofes darf die Funktion eines
Agenten, eines Rechtsbeistandes
oder eines Anwaltes in irgend-
einer Angelegenheit ausüben.

2. Kein Mitglied darf an der
Entscheidung irgendeiner An-
gelegenheit teilnehmen, mit der
es sich früher als Agent, Rechts-
beistand oder Anwalt einer der
Parteien, als Mitglied eines na-
tionalen oder internationalen
Gerichtshofes, einer Untersu-
chungskommission oder in ir-
gendeiner anderen Eigenschaft
befaßt hat.

3. Bestehen Zweifel, so ent-
scheidet der Gerichtshof.

Artikel 18.
1. Ein Mitglied des Gerichts-

hofes kann nur dann seines
Amtes enthoben werden, wenn
es nach der einstimmigen Mei-
nung der übrigen Mitglieder
aufgehört hat, die gestellten Be-
dingungen zu erfüllen.

2. Von dieser Tatsache wird
dem Generalsekretär vom Ge-
richtsschreiber amtlich Mittei-
lung gemacht.

3. Mit dieser Mitteilung gilt
der Sitz als vakant.

Artikel 19.
Die Mitglieder des Gerichts-

hofes genießen bei der Aus-
übung ihres Amtes die diplo-
matischen Privilegien und Im-
munitäten.

Artikel 20.
Vor Antritt seines Amtes

muß jedes Mitglied des Ge-
richtshofes in öffentlicher
Sitzung die feierliche Erklärung
abgeben, daß es seine Befugnisse
unparteiisch und gewissenhaft
ausüben werde.

Artikel 21.
1. Der Gerichtshof wählt für

die Dauer von drei Jahren
seinen Präsidenten und Vize-
präsidenten; dieselben sind
wiederwählbar.

2. Der Gerichtshof ernennt
seinen Gerichtsschreiber und die
erforderlichen anderen Beamten.
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Artikel 22.

1. Der Gerichtshof hat seinen
Sitz im Haag. Der Gerichtshof
kann jedoch an anderen Orten
tagen und seine Funktionen aus-
üben, sofern er das für wün-
schenswert hält.

2. Der Präsident und der Ge-
richtsschreiber wohnen am Sitze
des Gerichtshofes.

Artikel 23.

1. Der Gerichtshof tagt stän-
dig, außer während der Ge-
richtsferien, deren Zeitpunkt
und Dauer vom Gerichtshof
festgesetzt werden.

2. Die Mitglieder des Ge-
richtshofes haben Anspruch auf
periodischen Urlaub, dessen
Zeitpunkt und Dauer vom Ge-
richtshof unter Berücksichtigung
der Entfernung des Haag vom
Heimatort der einzelnen Richter
festgesetzt wird.

3. Die Mitglieder des Ge-
richtshofes sind verpflichtet, sich
außer bei ordentlichem Urlaub,
bei Verhinderung wegen Krank-
heit oder wegen anderer
schwerwiegender Gründe, die
dem Präsidenten ausreichend
darzulegen sind, dem Gerichts-
hof jederzeit zur Verfügung zu
halten.

Artikel 24.

1. Glaubt ein Mitglied des
Gerichtshofes, aus besonderen
Gründen an der Entscheidung
eines Streitfalles nicht teilneh-
men zu sollen, so gibt es dem
Präsidenten davon Kenntnis.

2. Ist der Präsident der Mei-
nung, daß eines der Mitglieder
des Gerichtshofes aus besonde-
ren Gründen bei der Behand-
lung einer Angelegenheit nicht
mitwirken sollte, so macht er
ihm davon Mitteilung.

3. Bestehen in einem derarti-
gen Falle Meinungsverschieden-
heiten zwischen dem Mitgliede
des Gerichtshofes und dem
Präsidenten, so entscheidet der
Gerichtshof.
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Artikel 25.

1. Der Gerichtshof tagt in
Plenarsitzungen, sofern das vor-
liegende Statut es nicht aus-
drücklich anders bestimmt.

2. Unter der Bedingung, daß
die Zahl der Richter, die zur
Bildung des Gerichtshofes zur
Verfügung stehen, nicht unter
elf herabgesetzt wird, kann das
Reglement des Gerichtshofes
vorsehen, daß je nach den Um-
ständen und der Reihenfolge
nach einer oder mehrere der
Richter von der Teilnahme be-
freit werden können.

3. Ein Quorum von neun
Richtern genügt zur Bildung des
Gerichtshofes.

Artikel 26.

1. Der Gerichtshof kann
jederzeit eine oder mehrere, je
nach seiner Entscheidung, aus
drei oder mehr Richtern be-
stehende Kammer einsetzen,
um bestimmte Arten von An-
gelegenheiten zu entscheiden,
zum Beispiel Angelegenheiten,
die sich auf die Arbeit und auf
die Durchfuhr und den Verkehr
beziehen.

2. Der Gerichtshof kann
jederzeit eine Kammer zur Ent-
scheidung einer bestimmten An-
gelegenheit einsetzen. Die Zahl
der Richter dieser Kammer
wird vom Gerichtshof mit Zu-
stimmung der Parteien fest-
gesetzt.

3. Von den in diesem Artikel
vorgesehenen Kammern sollen
Angelegenheiten verhandelt und
entschieden werden, wenn die
Parteien es beantragen.

Artikel 27.

Jedes von einer der in den
Artikeln 26 und 29 vorgesehe-
nen Kammern gefällte Urteil
gilt als Urteil des Gerichtshofes.

Artikel 28.

Die in den Artikeln 26 und
29 vorgesehenen Kammern kön-
nen mit Zustimmung der Par-
teien anderswo als im Haag
tagen und ihre Funktionen aus-
üben.



32. Stück — Ausgegeben am 29. Juni 1956 — Nr. 120 1015

Artikel 29.

Zum Zwecke der raschen Er-
ledigung der Geschäfte bestellt
der Gerichtshof jährlich eine
Kammer von fünf Richtern, die
berufen ist, auf Ansuchen der
Parteien in abgekürztem Ver-
fahren zu entscheiden. Überdies
werden zwei Richter bestimmt,
um Richter zu ersetzen, die an
Sitzungen nicht teilnehmen
können.

Artikel 30.

1. Der Gerichtshof setzt
durch ein Reglement fest, in
welcher Weise er seine Befug-
nisse ausübt. Er regelt insbeson-
dere sein Verfahren.

2. Das Reglement des Ge-
richtshofes kann Beisitzer vor-
sehen, die an den Sitzungen des
Gerichtshofes oder seiner Kam-
mern ohne Stimmrecht teil-
nehmen.

Artikel 31.

1. Richter, welche die Staats-
angehörigkeit der Parteien be-
sitzen, behalten ihren Sitz bei
Verhandlung der bei dem Ge-
richtshof anhängig gemachten
Angelegenheit.

2. Hat eine der Parteien einen
ihrer Staatsangehörigen im Ge-
richtshof, so kann die andere
Partei eine Person ihrer Wahl
bezeichnen, die als Richter an
den Sitzungen teilnimmt und
die vorzugsweise aus dem Kreise
jener Personen zu nehmen ist,
die gemäß den Bestimmungen
der Artikel 4 und 5 vorgeschla-
gen worden sind.

3. Befindet sich auf der Rich-
terbank kein Richter, der die
Staatsangehörigkeit einer der
Parteien besitzt, so kann jede
der Parteien auf die im vorher-
gehenden Absatz vorgesehene
Weise einen Richter bezeichnen.

4. Die Bestimmungen des vor-
liegenden Artikels finden auch
auf die in den Artikeln 26 und
29 vorgesehenen Fälle Anwen-
dung. In diesen Fällen wird der
Präsident ein oder erforder-
lichenfalls zwei der die Kammer
bildenden Mitglieder des Ge-
richtshofes ersuchen, ihren Platz
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den Mitgliedern des Gerichts-
hofes, welche die Staatsangehö-
rigkeit der beteiligten Parteien
besitzen, abzutreten und in Er-
mangelung solcher oder bei
Verhinderung den von den
Parteien besonders bezeichne-
ten Richtern.

5. Bilden mehrere Parteien
eine Streitgenossenschaft, so
gelten sie in Ansehung der
vorstehenden Bestimmungen als
eine Partei. Im Zweifelsfall ent-
scheidet der Gerichtshof.

6. Die gemäß Absatz 2, 3
und 4 dieses Artikels bezeich-
neten Richter müssen die in den
Artikeln 2, 17, Absatz 2, 20
und 24 des vorliegenden Statuts
aufgestellten Bedingungen er-
füllen. Sie wirken an der Ent-
scheidung in völliger Gleich-
berechtigung mit ihren Kol-
legen mit.

Artikel 32.

1. Die Mitglieder des Ge-
richtshofes erhalten ein Jahres-
gehalt.

2. Der Präsident erhält eine
besondere jährliche Zulage.

3. Der Vizepräsident erhält
eine besondere Zulage für jeden
Tag, an dem er das Amt des
Präsidenten ausübt.

4. Die gemäß Artikel 31 be-
zeichneten Richter, die nicht
Mitglieder des Gerichtshofes
sind, erhalten eine Entschädi-
gung für jeden Tag, an dem sie
ihr Amt ausüben.

5. Diese Gehälter, Zulagen
und Entschädigungen werden
von der Generalversammlung
festgesetzt. Sie können während
der Amtsdauer nicht herab-
gesetzt werden.

6. Das Gehalt des Gerichts-
schreibers wird auf Vorschlag
des Gerichtshofes von der Ge-
neralversammlung festgesetzt.

7. Ein von der Generalver-
sammlung erlassenes Reglement
setzt die Bedingungen fest,
unter denen den Mitgliedern
des Gerichtshofes und dem Ge-
richtsschreiber eine Pension aus-
gezahlt wird, sowie die Bedin-
gungen, unter denen den Mit-



32. Stück — Ausgegeben am 29. Juni 1956 — Nr. 120 1017

gliedern des Gerichtshofes und
dem Gerichtsschreiber Reise-
kosten vergütet •werden.

8. Die Gehälter, Zulagen und
Entschädigungen sind von allen
Abgaben befreit.

Artikel 33.

Die Ausgaben des Gerichts-
hofes werden von den Verein-
ten Nationen in einer durch die
Generalversammlung festzu-
setzenden Weise getragen.

K a p i t e l II.

Zuständigkeit des Gerichtshofes.

Artikel 34.

1. Nur Staaten sind berech-
tigt, als Parteien vor dem Ge-
richtshof aufzutreten.

2. Der Gerichtshof kann
unter den in seinem Reglement
vorgesehenen Bedingungen von
öffentlichen internationalen Or-
ganisationen Auskünfte in be-
zug auf ihm vorgelegte An-
gelegenheiten verlangen und
nimmt solche Auskünfte auch
entgegen, wenn sie ihm von
solchen Organisationen aus eige-
ner Initiative erteilt werden.

3. Wenn die Auslegung des
konstituierenden Aktes einer
öffentlichen internationalen Or-
ganisation oder eines auf Grund
dieses Aktes abgeschlossenen
internationalen Vertrages in
einer dem Gerichtshof vorgeleg-
ten Angelegenheit in Frage
steht, so verständigt der Ge-
richtsschreiber die betreffende
öffentliche internationale Orga-
nisation hievon und übermittelt
ihr Abschriften der gesamten
Akten des schriftlichen Ver-
fahrens.

Artikel 35.

1. Der Gerichtshof steht den
Staaten, die das vorliegende
Statut angenommen haben,
offen.

2. Die Bedingungen, unter
denen der Gerichtshof den
anderen Staaten offensteht,
werden, unbeschadet der beson-
deren Bestimmungen in den gel-
tenden Verträgen, vom Sicher-
heitsrat festgesetzt, und zwar
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so, daß unter keinen Umstän-
den sich für die Parteien Un-
gleichheit vor dem Gerichtshof
ergeben darf.

3. Ist ein Staat, der nicht Mit-
glied der Vereinten Nationen
ist, Partei in einem Streitfall, so
setzt der Gerichtshof den von
dieser Partei zu den Ausgaben
des Gerichtshofes zu entrichten-
den Beitrag fest. Diese Bestim-
mung findet jedoch keine An-
wendung, wenn der betreffende
Staat die Ausgaben des Ge-
richtshofes mitbestreitet.

Artikel 36.

1. Die Zuständigkeit des Ge-
richtshofes erstreckt sich auf alle
Angelegenheiten, welche die
Parteien ihm vorlegen, sowie
auf alle Fälle, die in der Satzung
der Vereinten Nationen oder in
den geltenden Verträgen und
Abkommen besonders vor-
gesehen sind.

2. Die Staaten, welche das
vorliegende Statut angenom-
men haben, können jederzeit
die Erklärung abgeben, daß sie
ipso facto und ohne besondere
Abkommen gegenüber jedem
anderen die gleiche Verpflich-
tung übernehmenden Staat die
Gerichtsbarkeit des Gerichts-
hofes in allen Rechtsstreitigkei-
ten als obligatorisch anerken-
nen, welche zum Gegenstande
haben:

a) die Auslegung eines Ver-
trages;

b) irgendwelche Fragen des
internationalen Rechtes;

c) das Bestehen einer Tat-
sache, die, wenn sie be-
wiesen wäre, die Ver-
letzung einer internatio-
nalen Verpflichtung be-
deuten würde;

d) die Art und den Umfang
der wegen Verletzung
einer internationalen Ver-
pflichtung geschuldeten
Wiedergutmachung.

3. Die oben vorgesehenen Er-
klärungen können bedingungs-
los oder unter dem Vorbehalt
einer entsprechenden Verpflich-
tung mehrerer oder bestimmter
Staaten oder für eine bestimmte
Frist abgegeben werden.
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4. Die Erklärungen sind dem
Generalsekretär der Vereinten
Nationen zu übergeben, der
eine Abschrift den Staaten, die
das vorliegende Statut an-
genommen haben, und dem Ge-
richtsschreiber übermittelt.

5. Die in Anwendung des Ar-
tikels 36 des Statuts des Ständi-
gen Internationalen Gerichts-
hofes für eine Frist, die noch
nicht abgelaufen ist, abgegebe-
nen Erklärungen sollen in den
Beziehungen zwischen den
Staaten, die das vorliegende
Statut angenommen haben, als
Annahme der obligatorischen
Gerichtsbarkeit des Internatio-
nalen Gerichtshofes für die
Dauer der noch nicht abgelaufe-
nen Frist und entsprechend
ihren Bedingungen angesehen
werden.

6. Ist die Zuständigkeit des
Gerichtshofes bestritten, so ent-
scheidet der Gerichtshof über
diese Frage.

Artikel 37.

Ist in einem geltenden Ver-
trag oder Abkommen die Über-
weisung einer Angelegenheit an
ein Gericht, das der Völkerbund
zu errichten hatte, oder an den
Ständigen Internationalen Ge-
richtshof vorgesehen, so wird
die Angelegenheit zwischen den
Parteien, die das vorliegende
Statut angenommen haben, dem
Internationalen Gerichtshof
überwiesen werden.

Artikel 38.

1. Der Gerichtshof, dessen
Aufgabe es ist, die ihm unter-
breiteten Streitfälle nach Völ-
kerrecht zu entscheiden, wendet
an:

a) die internationalen Ab-
kommen allgemeiner oder
besonderer Natur, in
denen von den im Streit
befindlichen Staaten aus-
drücklich anerkannte Nor-
men aufgestellt sind;

b) das internationale Ge-
wohnheitsrecht als Aus-
druck einer allgemeinen,
als Recht anerkannten
Übung;
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c) die von den zivilisierten
Staaten anerkannten all-
gemeinen Rechtsgrund-
sätze;

d) unter Vorbehalt der Be-
stimmung des Artikels 59
die gerichtlichen Entschei-
dungen und die Lehren
der anerkanntesten Auto-
ren der verschiedenen
Völker als Hilfsmittel zur
Feststellung der Rechts-
normen.

2. Durch diese Bestimmung
wird die Befugnis des Gerichts-
hofes, mit Zustimmung der
Parteien den Streitfall ex aequo
et bono zu entscheiden, nicht
beeinträchtigt.

K a p i t e l III.

Verfahren.

Artikel 39.

1. Die amtlichen Sprachen des
Gerichtshofes sind das Französi-
sche und das Englische. Sind die
Parteien damit einverstanden,
daß das ganze Verfahren in
französischer Sprache durch-
geführt wird, so wird das Urteil
in dieser Sprache gefällt. Sind
die Parteien darüber einig, daß
das ganze Verfahren in engli-
scher Sprache durchgeführt
wird, so wird das Urteil in
dieser Sprache gefällt.

2. In Ermangelung einer Ver-
einbarung über die anzuwen-
dende Sprache können sich die
Parteien für die Parteienvor-
träge der Sprache bedienen, die
sie bevorzugen; die Entschei-
dung des Gerichtshofes ergeht
in französischer und englischer
Sprache. In diesem Fall hat der
Gerichtshof gleichzeitig zu be-
stimmen, welcher von den bei-
den Texten maßgebend ist.

3. Auf Ansuchen einer jeden
Partei kann der Gerichtshof
dieser den Gebrauch einer ande-
ren Sprache als der französischen
oder englischen gestatten.

Artikel 40.

1. Die Streitfälle werden beim
Gerichtshof je nach der Art des
Falles durch Mitteilung des
Schiedsvertrages oder durch eine
Klageschrift anhängig gemacht,
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die bei der Gerichtsschreiberei
einzureichen sind; in beiden
Fällen müssen der Streitgegen-
stand und die Parteien angege-
ben werden.

2. Der Gerichtsschreiber teilt
die Klageschrift unverzüglich
allen Beteiligten mit.

3. Er gibt auch den Mitglie-
dern der Vereinten Nationen
durch Vermittlung des General-
sekretärs sowie den anderen
zum Gerichtshof zugelassenen
Staaten davon Kenntnis.

Artikel 41.

1. Der Gerichtshof ist befugt,
sofern es seines Erachtens die
Umstände erfordern, diejenigen
vorsorglichen Maßnahmen zu
bezeichnen, die zum Schutze der
Rechte jeder Partei getroffen
werden müssen.

2. Vorbehaltlich der endgülti-
gen Entscheidung wird den Par-
teien und dem Sicherheitsrate
von den vorgesehenen Maß-
nahmen sofort Kenntnis ge-
geben.

Artikel 42.

1. Die Parteien werden durch
Agenten vertreten.

2. Sie können vor dem Ge-
richtshofe Rechtsbeistände oder
Anwälte beiziehen.

3. Die Agenten, Rechtsbei-
stände und Anwälte der Par-
teien vor dem Gerichtshof ge-
nießen die Privilegien und
Immunitäten, die zur unabhän-
gigen Ausübung ihrer Pflichten
nötig sind.

Artikel 43.

1. Das Verfahren besteht aus
zwei Abschnitten: ein schrift-
liches und ein mündliches.

2. Das schriftliche Verfahren
umfaßt die Übermittlung der
Schriftsätze, der Gegenschriften
und gegebenenfalls der Repli-
ken sowie aller zur Unter-
stützung vorgelegten Schrift-
stücke und Urkunden an die
Richter und an die Parteien.

3. Die Übermittlung erfolgt
durch den Gerichtsschreiber in
der Reihenfolge und innerhalb
der Fristen, wie sie vom Ge-
richtshof festgesetzt werden.
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4. Jedes von einer der Par-
teien vorgelegte Schriftstück ist
der anderen Partei in beglaubig-
ter Abschrift zuzustellen.

5. Das mündliche Verfahren
besteht in der Anhörung der
Zeugen, Sachverständigen,
Agenten, Rechtsbeistände und
Anwälte durch den Gerichtshof.

Artikel 44.

1. Für alle Zustellungen an
andere Personen als die Agen-
ten, Rechtsbeistände und An-
wälte wendet sich der Gerichts-
hof unmittelbar an die Regie-
rung des Staates, auf dessen Ge-
biet die Zustellung erfolgen soll.

2. Das gleiche gilt, wenn eine
Beweiserhebung an Ort und
Stelle vorgenommen werden
soll.

Artikel 45.

Die Verhandlungen werden
vom Präsidenten und, wenn
dieser dazu nicht in der Lage
ist, vom Vizepräsidenten ge-
leitet; im Falle der Verhinde-
rung beider übernimmt der
rangälteste anwesende Richter
den Vorsitz.

Artikel 46.

Die Verhandlung ist öffent-
lich, wenn nicht der Gerichtshof
anders beschließt oder beide
Parteien beantragen, daß die
Öffentlichkeit ausgeschlossen
wird.

Artikel 47.

1. Über jede Verhandlung
wird ein Protokoll aufgenom-
men, das vom Gerichtsschreiber
und vom Präsidenten unter-
zeichnet wird.

2. Dieses Protokoll allein ist
authentisch.

Artikel 48.

Der Gerichtshof erläßt Ver-
fügungen, betreffend die Lei-
tung des Prozesses und die Fest-
setzung der Form und der
Fristen für die Einbringung der
Schlußanträge durch jede Partei,
und trifft alle auf die Beweis-
aufnahme bezüglichen Maßnah-
men.
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Artikel 49.

Der Gerichtshof kann, schon
vor der Verhandlung, von den
Agenten die Vorlegung aller
Urkunden und die Erteilung
aller Auskünfte verlangen. Im
Fall der Verweigerung wird da-
von Vormerkung genommen.

Artikel 50.

Der Gerichtshof kann jeder-
zeit und nach freier Wahl
irgendeine Person, eine Körper-
schaft, ein Büro, eine Kom-
mission oder ein anderes Organ
mit der Vornahme einer Unter-
suchung oder der Abgabe eines
Sachverständigengutachtens be-
trauen.

Artikel 51.

Während der Verhandlung
werden den Zeugen und Sach-
verständigen alle zweckdien-
lichen Fragen unter den Bedin-
gungen vorgelegt, die der Ge-
richtshof in dem in Artikel 30
vorgesehenen Reglement fest-
setzt.

Artikel 52.

Nachdem der Gerichtshof
innerhalb der von ihm fest-
gesetzten Fristen die Beweis-
mittel und Zeugenaussagen er-
halten hat, kann er alle weite-
ren Aussagen oder Beweis-
urkunden zurückweisen, die
ihm eine der Parteien ohne die
Zustimmung der anderen vor-
legen möchte.

Artikel 53.

1. Erscheint eine der Parteien
nicht vor dem Gerichtshof oder
verzichtet sie darauf, ihren
Standpunkt zu verteidigen, so
kann die andere Partei vom Ge-
richtshofe verlangen, daß er im
Sinne ihrer Anträge entscheide.

2. Bevor der Gerichtshof
diesem Begehren entspricht,
muß er sich nicht nur vergewis-
sern, daß er gemäß Artikel 36
und 37 zuständig sei, sondern
auch, daß die Anträge in tat-
sächlicher und rechtlicher Be-
ziehung begründet sind.
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Artikel 54.

1. Nachdem die Agenten,
Rechtsbeistände und Anwälte
unter der Leitung des Gerichts-
hofes ihre Darstellung des
Streitfalles abgeschlossen haben,
verkündet der Präsident den
Schluß der Verhandlung.

2. Der Gerichtshof zieht sich
zur Beratung des Urteils zurück.

3. Die Beratungen des Ge-
richtshofes sind und bleiben
geheim.

Artikel 55.

1. Die Entscheidungen des
Gerichtshofes werden mit Stim-
menmehrheit der anwesenden
Richter gefaßt.

2. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Präsi-
denten oder des Richters, der
ihn vertritt.

Artikel 56.

1. Die Entscheidung ist zu
begründen.

2. Sie enthält die Namen der
Richter, die daran teilgenom-
men haben.

Artikel 57.

Bringt die Entscheidung in
ihrer Gesamtheit oder zum Teil
nicht die übereinstimmende
Meinung der Richter zum Aus-
druck, so ist jeder Richter be-
rechtigt, eine Darlegung seiner
persönlichen Meinung ab-
zugeben.

Artikel 58.

Die Entscheidung wird vom
Präsidenten und vom Gerichts-
schreiber unterzeichnet. Nach
gehöriger Benachrichtigung der
Agenten wird sie in öffentlicher
Sitzung verlesen.

Artikel 59.

Die Entscheidung des Ge-
richtshofes ist nur für die Par-
teien verbindlich, und zwar nur
für den Fall, über den ent-
schieden worden ist.

Artikel 60.

Die Entscheidung ist endgül-
tig und ohne Rechtsmittel. Bei
Meinungsverschiedenheiten über



32. Stück — Ausgegeben am 29. Juni 1956 — Nr. 120 1025

den Sinn oder die Tragweite
der Entscheidung hat der Ge-
richtshof auf Ansuchen einer
jeden Partei sie auszulegen.

Artikel 61.

1. Ein Begehren um Revision
der Entscheidung kann beim
Gerichtshofe nur auf Grund des
Hervorkommens einer Tatsache
gestellt werden, die geeignet
wäre, einen entscheidenden Ein-
fluß auszuüben und die vor Er-
lassung der Entscheidung so-
wohl dem Gerichtshofe als der
Partei, welche die Revision ver-
langt, unbekannt war, immer
vorausgesetzt, daß diese Un-
kenntnis nicht auf einem Ver-
schulden beruhte.

2. Das Revisionsverfahren
wird durch eine Entscheidung
des Gerichtshofes eröffnet, die
das Vorhandensein der neuen
Tatsache ausdrücklich feststellt,
ihr die zur Eröffnung des Revi-
sionsverfahrens Anlaß gebenden
Merkmale zuerkennt und dem-
entsprechend das Begehren als
zulässig erklärt.

3. Der Gerichtshof kann vor-
her die Vollziehung der Ent-
scheidung verlangen, bevor er
das Revisionsverfahren eröffnet.

4. Das Revisionsbegehren
muß spätestens innerhalb einer
Frist von sechs Monaten nach
der Entdeckung der neuen Tat-
sachen gestellt werden.

5. Nach Ablauf von zehn
Jahren vom Tag der Entschei-
dung an gerechnet, kann kein
Revisionsbegehren mehr ge-
stellt werden.

Artikel 62.

1. Ist ein Staat der Meinung,
daß er ein Interesse rechtlicher
Natur hat, das durch die Ent-
scheidung in diesem Streitfall
berührt werden könnte, so
kann er einen Antrag an den
Gerichtshof stellen, zur Inter-
vention ermächtigt zu werden.

2. Der Gerichtshof entscheidet
über diesen Antrag.

Artikel 63.

1. Handelt es sich um die
Auslegung des Vertrages, an
dem andere Staaten als die im
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Streite befindlichen beteiligt
sind, so verständigt sie der Ge-
richtsschreiber unverzüglich von
der Angelegenheit.

2. Jeder der verständigten
Staaten ist berechtigt, in Pro-
zessen zu intervenieren; wenn
er von diesem Recht Gebrauch
macht, so ist die in der Entschei-
dung enthaltene Auslegung auch
für ihn bindend.

Artikel 64.

Wenn der Gerichtshof nicht
anders beschließt, trägt jede
Partei ihre eigenen Kosten.

K a p i t e l IV.

Gutachten.

Artikel 65.

1. Der Gerichtshof kann über
jede Rechtsfrage ein Gutachten
erstatten, und zwar auf Ver-
langen jedes Organs oder jeder
Organisation, die durch die
Satzung der Vereinten Natio-
nen oder gemäß ihren Bestim-
mungen ermächtigt sind, ein
Gutachten zu verlangen.

2. Die Fragen, über die vom
Gerichtshof ein Gutachten ein-
geholt wird, werden dem Ge-
richtshof in einem schriftlichen
Begehren dargelegt, das eine ge-
naue Darstellung der Frage ent-
hält, über die das Gutachten
verlangt wird und dem alle Ur-
kunden beigefügt werden, die
zur Klärung der Frage dienen
können.

Artikel 66.

1. Der. Gerichtsschreiber gibt
von dem Verlangen nach einem
Gutachten unverzüglich allen
zum Gerichtshof zugelassenen
Staaten Kenntnis.

2. Jeder zum Gerichtshof zu-
gelassene Staat und jede inter-
nationale Organisation, die nach
Ansicht des Gerichtshofes oder,
wenn er nicht tagt, nach An-
sicht seines Präsidenten über die
Frage Auskunft geben können,
werden außerdem vom Ge-
richtsschreiber durch besondere
und direkte Mitteilung ver-
ständigt, daß der Gerichtshof
bereit ist, ihre schriftlichen Aus-
führungen binnen einer vom
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Präsidenten festgesetzten Frist
entgegenzunehmen oder ihre
mündlichen Vorträge zur Frage
in einer zu diesem Zweck an-
beraumten öffentlichen Sitzung
zu hören.

3. Wenn ein solcher zum Ge-
richtshof zugelassener Staat die
besondere in Absatz 2 dieses
Artikels vorgesehene Mitteilung
nicht erhalten hat, aber den
Wunsch äußert, schriftliche Aus-
führungen vorzulegen oder ge-
hört zu werden, so entscheidet
der Gerichtshof.

4. Die Staaten und Organisa-
tionen, die schriftliche oder
mündliche Ausführungen ge-
macht haben, sind berechtigt, zu
den von den anderen Staaten
oder Organisationen gemachten
Ausführungen in der Form, in
dem Umfang und innerhalb der
Fristen Stellung zu nehmen, die
der Gerichtshof oder, wenn er
nicht tagt, sein Präsident in
jedem einzelnen Fall festsetzt.
Zu diesem Zweck übermittelt
der Gerichtsschreiber die schrift-
lichen Ausführungen zu gegebe-
ner Zeit den Staaten und Orga-
nisationen, die selber solche
Ausführungen vorgelegt haben.

Artikel 67.

Der Gerichtshof gibt sein
Gutachten in öffentlicher Sit-
zung ab, nachdem der General-
sekretär und die Vertreter der
Mitglieder der Vereinten Na-
tionen sowie der anderen
Staaten und internationalen Or-
ganisationen, die ein unmittel-
bares Interesse haben, benach-
richtigt worden sind.

Artikel 68.

Bei der Ausübung seiner gut-
achtlichen Tätigkeit soll sich der
Gerichtshof außerdem an die
Bestimmungen des vorliegenden
Statuts halten, die auf Streit-
sachen Anwendung finden, so-
weit er sie für anwendbar hält.

K a p i t e l V.

Änderungen.

Artikel 69.

Änderungen des vorliegenden
Statuts sind in dem gleichen
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Verfahren durchzuführen, das
für Änderungen der Satzung
der Vereinten Nationen vor-
gesehen ist, jedoch unter Vor-
behalt der Bestimmungen,
welche die Generalversammlung
auf Empfehlung des Sicherheits-
rates allenfalls anordnen wird,
um die Teilnahme von Staaten
an diesem Verfahren zu regeln,
die das vorliegende Statut an-
genommen haben, aber nicht
Mitglieder der Vereinten Na-
tionen sind.

Artikel 70.

Der Gerichtshof kann Ände-
rungen des vorliegenden Statuts,
die er für nötig hält, durch
schriftliche Mitteilung an den
Generalsekretär vorschlagen, da-
mit sie gemäß den Bestimmun-
gen des Artikels 69 geprüft
werden.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde vom Bundespräsidenten unterzeichnet,
vom Bundeskanzler und vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet
und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 17. Feber 1956.

Der Bundespräsident:
Körner

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Der Beitritt Österreichs ist am 14. Dezember 1955 wirksam geworden.

Bis zum 1. Mai 1956 haben folgende Staaten die Satzung der Vereinten Nationen und das Statut
des Internationalen Gerichtshofes gemäß Art. 110 der Satzung ratifiziert oder wurden gemäß Art. 4
der Satzung zur Mitgliedschaft der Vereinten Nationen zugelassen:

Afghanistan, Ägypten, Albanien, Argentinien, Äthiopien, Australien, Belgien, Bolivien, Brasilien,
Bulgarien, Burma, Ceylon, Chile, China, Costa Rica, Dänemark, Dominikanische Republik,
Ecuador, Finnland, Frankreich, Griechenland, Guatemala, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien,
Irak, Iran, Irland, Island, Israel, Italien, Jemen, Jordanien, Jugoslawien, Kambodscha, Kanada,
Kolumbien, Kuba, Laos, Libanon, Liberia, Libyen, Luxemburg, Mexiko, Nepal, Neuseeland,
Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen,
Polen, Portugal, Rumänien, Salvador, Saudi-Arabien, Schweden, Spanien, Südafrikanische Union,
Syrien, Thailand, Tschechoslowakei, Türkei, Ukrainische Sozialistische Sowjetrepublik, Ungarn,
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, Uruguay, Venezuela, Vereinigtes Königreich von Groß-
britannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Weißrussische Sozialistische Sowjet-
republik.

Raab


